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BEGRUNDUNG

1. KONTEXT DESVORSCHLAGS
1.1 Griundeund Ziele des Vorschlags

Ziel der Verordnung (EG) Nr. 1371/2007 Uber die Rechte und Pflichten der Fahrgéaste im
Eisenbahnverkehr® (im Folgenden die , Verordnung*) ist der Schutz der Bahnreisenden in der
EU. Ebenso wie die Reisenden im Luft-, Schiffs- und Busverkehr haben auch Bahnreisende
bestimmte Rechte in Bezug auf Informationen, Buchungen und Fahrkarten, Hilfeleistungen,
Betreuung und Entschadigung bei Verspdtungen oder Zugausfdllen, unentgeltliche
Hilfeleistung (fur Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschrénkter Mobilitét),
Unfalentschadigungen, eine zlgige und zugangliche Beschwerdebearbeitung sowie die
uneingeschrankte Anwendung und wirksame Durchsetzung des EU-Rechts durch die von den
Mitgliedstaaten benannten nationalen Durchsetzungsstellen (NEB).

Die Verordnung baut auf einem bestehenden internationalen Rechtssystem auf (den
Einheitlichen  Rechtsvorschriften fir den Vertrag Uber die internationale
Eisenbahnbeforderung von Personen und Gepack (CIV)?) und weitet dessen Geltungsbereich
auf inléandische Schienenpersonenverkehrsdienste aus.

Der Gerichtshof der Europdaschen Union (EuGH) hat 2013 entschieden, dass
Eisenbahnunternehmen nach dem geltenden Artikel 17 der Verordnung nicht von ihrer Pflicht
zur Fahrpreisentschadigung bei Verspatungen befreit werden konnen, selbst wenn die
Verspétung durch hohere Gewalt verursacht wurde®. Darin unterscheidet sich die Bahn von
anderen Verkehrstragern.

Die Mitgliedstaaten kénnen die folgenden inlandischen Verkehrsdienste von der Anwendung
der Verordnung (mit Ausnahme bestimmter verbindlicher Anforderungen) ausnehmen:

e Fernverkehrsdienste fir einen Zeitraum von hochstens fiunf Jahren, zweima
verlangerbar, d. h. bis 2024,

e  Stadt-, Vorort- und Regionaverkehrsdienste fir unbegrenzte Zeit;

o Verkehrsdienste, die zu einem erheblichen Teil aul}erhalb der EU betrieben werden,
fUr einen verlangerbaren Zeitraum von jeweils funf Jahren (de facto unbegrenzt).

In ihrem Bericht von 2013 (iber die Anwendung der Verordnung® stellte die Kommission
einige Problembereiche heraus, die sich in einer im Zeitraum 2016/2017 durchgefihrten
Folgenabschétzung® bestétigt haben. Wie nachstehend dargelegt, sorgt der vorliegende
Vorschlag fir ein angemessenes Gleichgewicht zwischen der Stéarkung der Rechte der
Bahnreisenden auf der einen Seite und der Entlastung der Eisenbahnunternehmen auf der
anderen.

1 Verordnung (EG) Nr. 1371/2007 des Européischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2007 tber die
Rechte und Pflichten der Fahrgéaste im Eisenbahnverkehr (ABI. L 315 vom 3.12.2007, S. 14).

2 Anhang A des Ubereinkommens ber den internationalen Eisenbahnverkehr (COTIF) vom 9. Mai 1980,

gedndert durch das Protokoll vom 3. Juni 1999 betreffend die Anderung des COTIF (Protokoll 1999).

Rechtssache C 509/11, OBB-Per sonenverkehr.

Bericht der Kommission an das Europédische Parlament und den Rat (ber die Anwendung der

Verordnung (EG) Nr. 1371/2007 (COM (2013) 0587).

(Link zum SWD ergénzen).
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e In dem Bericht von 2013 lber die Anwendung der Verordnung sowie in einem
einschlagigen Bericht von 2015° wurde auf die iiber maRige I nanspruchnahme von
Ausnahmeregelungen hingewiesen, die ein ernstes Hemmnis fur die einheitliche
Anwendung der Verordnung darstellt. Nach dem Vorschlag sollen Ausnahmen fir
den inléndischen Fernverkehr bis 2020 abgeschafft werden. Fir Verkehrsdienste, die
aulRerhalb der EU betrieben werden, dirfen die Mitgliedstaaten nur dann Ausnahmen
vorsehen, wenn sie nachweisen kdnnen, dass die Fahrgéste in ihrem Hoheitsgebiet
einen angemessenen Schutz genief3en. Um in léndertbergreifenden Regionen fir
Rechtssicherheit zu sorgen, wird die Verordnung uneingeschrankt for
grenziberschreitende Stadt-, Vorort- und Regionalverkehrsdienste gelten.

e Der Vorschlag stérkt die Rechte von Personen mit Behinderungen und Personen
mit eingeschrankter Mobilitat. Beziglich der Erstgenannten steht er mit dem
Ubereinkommen der Vereinten Nationen Uber die Rechte von Menschen mit
Behinderungen (UNCRPD)’ im Einklang. Die Mitgliedstaaten dirfen fir die
Bereitstellung von Hilfeleistung und die Entschadigung fir beschadigte
Mobilitétshilfen keine Ausnahmen mehr vorsehen®. Informationen miissen gemaf
den Anforderungen des vorgeschlagenen europaischen Rechtsakts zur
Barrierefreiheit’ in barrierefrei zuganglichen Formaten bereitgestellt werden. Das
Eisenbahnpersonal muss entsprechend geschult werden.

e Die Reisenden werden nicht immer ausreichend informiert, wenn ihre Fahrt nicht
planméaldig verlauft. Der Vorschlag sieht vor, dass sie bei der Buchung grundlegende
Informationen Uber ihre Rechte erhalten, z. B. in gedruckter Form auf der Fahrkarte
oder elektronisch. Informationen Uber die Rechte der Reisenden missen an
exponierter Stelle in Bahnhdfen und in den Ziigen angebracht werden.

¢ |Im Rahmen der Folgenabschadtzung bestétigte sich, dass Durchgangsfahrkarten nur
in begrenztem Umfang angeboten werden. Wenn Eisenbahnunternehmen lediglich
Fahrkarten fur einzelne Fahrtabschnitte anbieten, kénnen sie Verpflichtungen in
Bezug auf Entschadigungen, anderweitige Beforderung und Hilfeleistungen
umgehen. Grof3e Marktteilnehmer wiederum bieten Durchgangsfahrkarten nur fir
ihre eigenen Verkehrsdienste an und haten damit neue Akteure, die keine
durchgehenden Fahrten anbieten konnen, vom Markt fern.

e Der Vorschlag sieht vor, dass Fahrgaste umfassendere Informationen Uber
Durchgangsfahrkarten erhalten. GemaR den Leitlinien von 2015 und den
Bestimmungen des 4. Eisenbahnpakets von 2016 missen sich die
Eisenbahnunternehmen und Fahrkartenverkaufer darum bemihen,
Durchgangsfahrkarten anzubieten. Sie missen nachweisen, dass sie die Fahrgéaste

© © N O
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COM(2015) 117.

https.//www.un.org/devel opment/desa/di sabilities/convention-on-the-rights-of - persons-with-disabiliti es.html
Artikel 19 bis 25 der Verordnung.

Vorschlag fur eine Richtlinie zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten
Uber die Barrierefreiheitsanforderungen fir Produkte und Dienstleistungen (COM(2015) 615 fina —
2015/0278 (COD)).

Mitteilung der Kommission Uber Leitlinien zur Verordnung (EG) Nr. 1371/2007 (ABI. C 220 vom 4.7.2015,
S. 1.

Richtlinie (EU) 2016/2370 des Européischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2016 zur
Anderung der Richtlinie2012/34/EU  beziiglich der Offnung des Marktes fir inléndische
Schienenpersonenverkehrsdienste und der Verwaltung der Eisenbahninfrastruktur (ABI. L 352 vom
23.12.2016, S. 1).
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entsprechend informiert haben, falls deren Rechte nur fir einzelne Abschnitte und
nicht fir die gesamte Fahrt gelten.

e Die Bearbeitung von Beschwerden durch die nationalen Durchsetzungsstellen ist
derzeit nicht eindeutig geklart, was ene unzureichende Durchsetzung der
Vorschriften zur Folge hat. Die Rechte der Fahrgéaste sind nicht immer gewahrt. In
dem Vorschlag werden im Einzelnen ein Verfahren zur Beschwerdebearbeitung und
entsprechende Fristen festgelegt. Fahrgaste sollten ihre Beschwerde zunéachst an die
Eisenbahnunternehmen richten und, falls erforderlich, sich erst anschlief3end an eine
dternative Streitbeilegungsstelle (gemaR Richtlinie 2013/11/EU) oder eine
nationale Durchsetzungsstelle wenden. Der Vorschlag bestimmt die Zustéandigkeiten
der nationalen Durchsetzungsstellen in grenziberschreitenden Fallen und verpflichtet
sie zur wirksamen Zusammenarbeit.

e De Vorschlag enthdlt eine algemeine Klausel, die jegliche Form der
Diskriminierung untersagt, etwa aufgrund der Staatsangehdrigkeit, des Wohn-
/Aufenthaltsorts oder der zur Zahlung verwendeten Wahrung. Damit wird die
Eisenbahn mit den anderen Verkehrstragern in Einklang gebracht. Fahrgéste, die ihre
Rechte verletzt sehen, kdnnen sich an die nationalen Durchsetzungsstellen wenden,
anstatt unter Berufung auf Artikel 18 des Vertrags Uber die Arbeitsweise der
Europaischen Union gerichtlich vorzugehen.

e Die in Anhangl der aktuellen Verordnung aufgefihrten Einheitlichen
Rechtsvorschriften der CIV (ER-CIV) konnen zu Kohérenzproblemen fuhren, da
Anderungen an den CIV ohne umfassende Uberarbeitung der Verordnung nicht
berticksichtigt werden konnen. Durch ihren Beitritt zu dem Ubereinkommen (iber
den internationalen Eisenbahnverkehr (COTIF)® im Jahr 2013 ist die EU nunmehr
Mitglied der Zwischenstaatlichen Organisation fur den internationalen
Eisenbahnverkehr (OTIF) und ist an deren Arbeiten zur Anderung der CIV beteiligt.
Deren Wortlaut wird alerdings weiterhin in Anhang | geftihrt, um Rechtssicherheit
und Transparenz zu garantieren. Der Vorschlag sieht die Erméchtigung der
Kommission zur Aktualisierung des Anhangs | der Verordnung vor, um Anderungen
der CIV zu beriicksichtigen und so die Kohéarenz mit dem COTIF und den CIV
sicherzustellen.

e Im Rahmen des 4. Eisenbahnpakets muissen die Eisenbahnunternehmen Notfallplane
aufstellen, um die Fahrgéste bei groeren Verkehrsproblemen zu schiitzen und zu
unterstutzen. Fir die anderen Akteure bestehen keine solchen Verpflichtungen. Zur
Entlastung der Eisenbahnunternehmen werden nun auch die Bahnhofs- und die
Infrastrukturbetreiber zur Bereithaltung von Notfalpléanen verpflichtet. Die
Mitgliedstaaten entscheiden Uber die Einzelheiten und die Koordinierung der Plane,
z. B. mit den nationalen Behdrden.
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Richtlinie 2013/11/EU des Européischen Parlaments und des Rates vom 21. Mai 2013 Uber die alternative
Beilegung verbraucherrechtlicher Streitigkeiten und zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 und
der Richtlinie 2009/22/EG (ABI. L 165 vom 18.6.2013, S. 63).

Vereinbarung zwischen der Europédischen Union und der Zwischenstaatlichen Organisation fir den
Internationalen Eisenbahnverkehr iiber den Beitritt der Européischen Union zum Ubereinkommen iiber den
Internationalen Eisenbahnverkehr (COTIF) vom 9. Mai 1980 in der Fassung des Anderungsprotokolls von
Vilniusvom 3. Juni 1999 (ABI. L 51 vom 23.2.2013, S. 8);
http://eur-lex.europa.eu/legal -content/ DE/T X T/PDF/?2uri=CEL EX:22013A0223(01)& from=DE
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e Je nach geltenden nationalen Vorschriften haben die Eisenbahnunternehmen unter
Umstanden Schwierigkeiten, bei Dritten, die eine Verspétung zu verantworten haben,
Regress zu nehmen. Dem Vorschlag nach konnen Eisenbahnunternehmen im
Einklang mit dem geltenden Recht Regressanspriiche geltend machen, wenn
Verspéatungen durch einen Dritten schuldhaft oder fahrléssig verursacht wurden. Die
Rechte von Bahnreisenden werden so an die Fluggastrechte™ angeglichen.

e Eisenbahnunternehmen miussen ihren Fahrgasten bel Verspdtungen, die durch
héhere Gewalt verursacht wurden, Entschadigung leisten. Bis zu dem EuGH-Urtell
von 2013 gingen die Akteure generell davon aus, dass die Verordnung eine Klausel
uber hohere Gewalt enthdt, die die Verkehrsunternehmen von der
Entschadigungspflicht  befreit. Nach dem  Urteil fdhlten sich die
Eisenbahnunternehmen gegeniiber anderen Verkehrsbetreibern, fir die in Féllen
hoherer Gewalt Ausnahmen gelten, diskriminiert.

e Aus der Folgenabschétzung ergaben sich keine zwingenden Beweise daflr, dass das
Fehlen einer solchen Klausel die Eisenbahnunternehmen wirtschaftlich erheblich
belasten wirde. Allerdings besteht die Gefahr, dass die Grundsétze der rechtlichen
Ausgewogenheit und Verhdtnismaiigkeit verletzt werden, wenn die Unternehmen in
Situationen, die sie nicht verursacht haben und nicht verhindern konnten,
Entschadigung leisten missen. Um die Fahrgastrechte nur in geringem Malde
einzuschranken und fir Rechtssicherheit zu sorgen, enthélt der Vorschlag eine
Klausel tber hthere Gewalt, die nur in sehr auf3ergewdhnlichen Situationen aufgrund
von schlechten Witterungsbedingungen und Naturkatastrophen zum Tragen
kommt™>,

1.2. Kohé&renz mit den bestehenden Vorschriften in diesem Bereich

Im VerkehrsweiRbuch von 2011 wurde auf die Notwendigkeit hingewiesen, hochwertige,
barrierefreie und zuverlédssige Schienenpersonenverkehrsdienste bereitzustellen und die
Mobilitét auch bel Verkehrsstorungen aufrechtzuerhalten. AulRerdem wurde gefordert, die
Fahrgastrechte zu prazisieren und die Qualitét der Befoérderung von dlteren, behinderten oder
mobilitétseingeschrankten Menschen zu verbessern.

Der Vorschlag sieht eine Angleichung zwischen allgemeinen Aspekten der Passagierrechte
bei der Eisenbahn und bei anderen Verkehrstrégern vor, u.a Nichtdiskriminierung,
Notfalplanung, Schulungen im Umgang mit Menschen mit Behinderungen,
Beschwerdebearbeitung und Durchsetzung. Er tragt den Besonderheiten des Schienenverkehrs
Rechnung, indem z. B. die Mitgliedstaaten die Moglichkeit erhalten, Stadt-, Vorort- und
Regionalverkehrsdienste von bestimmten V orschriften auszunehmen.

Durch gestérkte Rechte werden die Fahrgaste in einem liberalisierten Markt, wie ihn das
4. Eisenbahnpaket vorsieht, besser geschiitzt.

14 Artikel 13 Verordnung (EG) Nr. 261/2004 des Européischen Parlaments und des Rates vom 11. Februar 2004
Uber eine gemeinsame Regelung fur Ausgleichs- und Unterstiitzungsleistungen fir Fluggaste im Fall der
Nichtbeforderung und bei Annullierung oder grol3er Verspatung von Fligen und zur Aufhebung der
Verordnung (EWG) Nr. 295/91 (ABI. L 46 vom 17.2.2004, S. 1).

> Siehe Teil 6 der Folgenabschétzung.

® Fahrplan zu einem einheitlichen européischen Verkehrsraum — Hin zu einem wettbewerbsorientierten und
ressour censchonenden Verkehrssystem (KOM(2011) 144 endg.).
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Auch durch die Einfuhrung einer Klausel Uber hthere Gewalt gewéhrleistet der Vorschlag die
Kohdarenz mit anderen EU-Rechtsvorschriften, u.a. den Passagierrechten bei anderen
Verkehrstragern und der Richtlinie tiber Pauschalreisen'’, wonach die Veranstalter bei
Verspdatungen, die durch aullergewohnliche Umstéande verursacht werden, keine
Entschadigung zahlen miissen.

1.3. Koharenz mit der Palitik der Union in anderen Bereichen

Die Verordnung wird im Anhang der Uberarbeiteten VVerordnung Uber die Zusammenarbeit im
Verbraucherschutz!®  aufgefihrt  werden, die  Mindestbefugnisse der  nationalen
Durchsetzungsstellen bei der Ermittlung und Durchsetzung sowie dabel zu verwendende
Verfahren fur den Fall festlegt, dass zwel oder mehr Mitgliedstaaten betroffen sind. Dadurch
soll die grenziibergreifende Durchsetzung gestérkt werden.

Die Stéarkung der Rechte von Menschen mit Behinderungen steht mit dem einschldgigen
Ubereinkommen der Vereinten Nationen (UNCRPD) und der Européischen Strategie
zugunsten von Menschen mit Behinderungen 2010-2020%° im Einklang. Auch in der
Richtlinie (EU) 2016/797 iber die Interoperabilitdt des Eisenbahnsystems (Neufassung)®
wird auf die Barrierefreiheit Bezug genommen. Hinsichtlich barrierefrei  zugénglicher
Informationen gelten die Anforderungen des europaischen Rechtsakts zur Barrierefreiheit.
Auch Personen mit eingeschrankter Mobilitdt werden von dem erleichterten Zugang
profitieren.

In dem Vorschlag wird auf das COTIF (ER-CIV) Bezug genommen und dessen Vorschriften
werden auf inléandische Schienenverkehrsdienste in der EU ausgewelitet. Als Mitglieder der
OTIF wenden die EU und ihre Mitgliedstaaten die CIV an, nehmen an den OTIF-
Generalversammlungen teil und stimmen tiber Anderungen der CIV ab.

2. RECHTSGRUNDLAGE, SUBSIDIARITAT UND
VERHALTNISMASSIGKEIT

2.1. Rechtsgrundlage

Rechtsgrundlage des Vorschlags ist Artikel 91 Absatz 1 des Vertrags Uber die Arbeitsweise
der Européischen Union, auf den das Mitentschel dungsverfahren Anwendung findet.

2.2. Subsidiaritét (bei nicht ausschlieldlicher Zustandigkeit)

Der Schienenverkehr ist seinem Wesen nach grenziberschreitend und auch inlandische
Verkehrsdienste werden von Personen aus unterschiedlichen EU-Landern in Anspruch
genommen. Die uneinheitliche Anwendung und Durchsetzung der Verordnung fihrt zu
Rechtsunsicherheit, schwécht die Rechte der Fahrgaste und beeintrachtigt den Wettbewerb

" Richtlinie (EU) 2015/2302 des Européischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2015 (iber
Pauschalreisen und verbundene Reiseleistungen, zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 und der
Richtlinie 2011/83/EU des Europédischen Parlaments und des Rates sowie zur Aufhebung der
Richtlinie 90/314/EWG des Rates (ABI. L 326 vom 11.12.2015, S. 1).

Vorschlag fur eine Verordnung des Europédischen Parlaments und des Rates Uber die Zusammenarbeit
zwischen den fir die Durchsetzung der Verbraucherschutzgesetze zustdndigen nationalen Behorden
(COM(2016) 283).

Européische Strategie zugunsten von Menschen mit Behinderungen 2010-2020: Erneuertes Engagement fir
ein barrierefreies Europa, KOM(2010) 636 endg. vom 15.11.2010.

% ABI. L 138 vom 26.5.2016, S. 44.
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zwischen den Eisenbahnunternehmen. Diese Probleme konnen nur durch ein koordiniertes
Vorgehen auf EU-Ebene gel0st werden.

Durch eine Verringerung der nationalen Ausnahmen wird mit dem Vorschlag en
vergleichbares Niveau der Fahrgastrechte in der EU sichergestellt. Durch robustere
Vorschriften werden gleiche Ausgangsbedingungen im Eisenbahnsektor geschaffen und
zugleich grundlegende Fahrgastrechte EU-weit harmonisiert.

2.3. Verhaltnismaligkeit

Der Vorschlag steht mit dem Grundsatz der Verhdltnismaldigkeit im Einklang. Zusétzliche
Kosten fur den Eisenbahnsektor und die nationalen Behorden sind auf das Mal3 beschréankt,
das fur eine bessere Anwendung und Durchsetzung der Fahrgastrechte notwendig ist. Héhere
Kosten aufgrund der Verringerung von Ausnahmen und infolgedessen einer Zunahme von
Betreuungs-, Hilfe- und Entschédigungsleistungen werden u. a. durch die EinfUhrung einer
Klausel Uber hohere Gewalt ausgeglichen.

2.4. Wahl des|Instruments

Der vorliegende Vorschlag dient der Uberarbeitung einer bestehenden Verordnung, sodass
dasselbe Instrument beibehalten wird.

3. ERGEBNISSE DER EX-POST-BEWERTUNG, DER KONSULTATION DER
INTERESSENTRAGER UND DER FOLGENABSCHATZUNG

3.1. Ex-post-Bewer tung/Eignungspr tifungen bestehender Rechtsvor schriften

Eine separate EXx-post-Bewertung zusédtzlich zu dem Bericht von 2013 wurde nicht
durchgefiihrt. Die Ergebnisse des Berichts haben sich in der Folgenabschéatzung bestétigt und
wurden, soweit erforderlich, aktualisiert.

3.2. Konsultation der I nteressentrager

Fir die Folgenabschétzung wurden Beitrage von Interessentrdgern auf verschiedene Weise
eingeholt, u. a durch eine offene offentliche Konsultation sowie gezielte Konsultationen, die
von einem externen Auftragnehmer durchgefiihrt wurden. Dabel wurde sowohl auf qualitative
Beitrage (Stellungnahmen, Meinungen, Vorschldge) wie auch quantitative Informationen
(Daten, Statistiken) Wert gelegt.

Zu den Interessentragern zahlten Vertreter der Industrie, Fahrgast-/Verbraucherverbande,
Menschen mit Behinderungen und Menschen mit eingeschréankter Mobilitét (PRM) sowie
offentliche Verwaltungen, d. h. al jene, die von der Politik betroffen sind, sie umsetzen oder
ein besonderes Interesse daran haben.

3.2.1. Offene offentliche Konsultation

Die offentliche Konsultation wurde zwischen Februar und Mai 2016 auf dem Portal ,, Ihre
Simme in Europa“ ?* durchgefiihrt, um die Meinungen der Interessentréger zu festgestellten
Problemen im Zusammenhang mit der Verordnung einzuholen sowie um mdgliche Ldsungen
und deren wahrscheinliche Auswirkungen zu ermitteln. VVon den verschiedenen Gruppen von
Befragten (u.a. Birger und Fahrgast-/Verbraucherverbdnde, PRM-Organisationen,

2L https://ec.europa.eu/transport/content/stakehol der-consul tati on-regul ati on-ec-13712007-rail - passengers-
rights-and-obligations _en
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Offentliche Verwaltungen, Branchenverbande, Eisenbahnunternehmen, Infrastrukturbetreiber
und ein Fahrkartenverkaufer) gingen insgesamt 190 Antworten ein.

3.2.2. Gezdte Konsultationen

Die gezielten Konsultationen umfassten eine Relhe fragebogengestiitzter Gespréache mit den
verschiedenen Akteuren. Eine Serie von 13 Fallstudien wurde ausgearbeitet, deren Ergebnisse
zur Prazisierung und abschlief3enden Formulierung des Problems verwendet wurden. Hinzu
kommen noch 13 sogenannte Non-Case-Studien, die zur Erhebung weiterer Daten erarbeitet
wurden.

3.2.3. Analyseder Ergebnisse vor dem Hintergrund der festgestellten Hauptprobleme
3.2.3.1. Aufklarung und Information rund um Fahrgastrechte

Die Fahrgast- und Verbraucherverbande beklagten die geringe Kenntnis der Fahrgastrechte.
Finf der befragten PRM-Organisationen (63 %) gaben an, dass Menschen mit Behinderungen
und Menschen mit eingeschrankter Mobilitét nicht ausreichend Uber ihre Rechte informiert
seien, und forderten eine bessere Aufklarung der Fahrgaste. Die meisten Behorden bestétigten
den geringen Kenntnisstand und kritisierten den Umfang der wahrend der Reise erteilten
Informationen. Die Eisenbahnunternehmen erklarten dagegen, dass die Fahrgaste hinreichend
informiert wirden.

3.2.3.2. Ausnahmen

Sieben der befragten Fahrgast- und Verbraucherverbéande (47 %) waren der Ansicht, dass es
weniger Ausnahmen geben solle. Einige PRM-Organisationen forderten die vollstandige
Streichung von Ausnahmen, vier jedoch (50 %) hatten dazu ,keine Meinung*. Die
Branchenverbande und Eisenbahnunternehmen befirworteten die Ausnahmen.

3.2.3.3. Hilfeleistung fur Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschrankter
Mobilitat

Die PRM-Organisationen beklagten veraltete PRM-Rechte und unzurei chende Informationen.
Dem schlossen sich auch die Fahrgast- und Verbraucherverbdnde an. Weitere Probleme
betreffen die Barrierefretheit von Bahnhtfen und Fahrzeugen, aufwendige
Voranmeldungsverfahren, die Vorenthaltung von Hilfeleistung sowie deren unzureichende
Verfugbarkeit zu bestimmten Tageszeiten. Die Eisenbahnunternehmen zeigten sich vor alem
besorgt darliber, dass Hilfeleistungen fir Menschen mit eingeschrankter Mobilitéat als
unentgeltliche Tragerdienste missbraucht wrden.

3.2.3.4. Aufgaben der nationalen Durchsetzungsstellen und Durchsetzung

Die Burgerinnen und Birger, Fahrgast-/Verbraucherverbdnde und PRM-Organisationen
beklagten unzureichende Verfahren fir die Bearbeitung von Beschwerden. Die nationalen
Durchsetzungsstellen forderten eine Praziserung ihrer Rollen und Aufgaben. Nach
Auffassung der Infrastrukturbetreiber sollten Beschwerden ausschliefdlich von den
Eisenbahnunternehmen bearbeitet werden. Die Branchenverbéande waren mit dem Vorschlag,
die Rolle der nationalen Durchsetzungsstellen zu stérken, nicht einverstanden. Sie und die
Infrastrukturbetreiber sprachen sich fir eine Frist von drei Monaten fir die Einreichung von
Beschwerden aus.
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3.2.3.5. Fahrkarten

Die Fahrgast- und Verbraucherverbande forderten, in Bezug auf Durchgangsfahrkarten
Klarheit zu schaffen. Acht Eisenbahnunternehmen (73 %) waren der Auffassung, dass die
Begriffe ,Beforderer* und ,verpasster Anschluss® undeutlich seien, sieben Unternehmen
(64 %) haten dagegen den Begriff , Durchgangsfahrkarte® fur unmissverstandlich. Eine
nationale Durchsetzungsstelle vertrat die Ansicht, dass das Thema Durchgangsfahrkarten
durch die Leitlinien komplizierter wirde, was aber von den Branchenverbénden nicht geteilt
wurde.

3.2.3.6. Hb6here Gewalt

Die Mehrheit der befragten Burger, Fahrgast-/V erbraucherverbadnde und PRM-Organisationen
sowie mehrere nationale Durchsetzungsstellen sprachen sich gegen die Einfihrung einer
Klausel Uber hohere Gewalt aus. Die Branchenverbande und Eisenbahnunternehmen sind
dagegen fur eine solche Klausel, um die Bahn anderen Verkehrstrégern anzugleichen und fir
rechtliche Klarheit und Kohérenz zu sorgen. Eine informelle Konsultation der Mitgliedstaaten
ergab, dass die Mehrheit eine Klausel Uber hthere Gewalt beflrwortet.

3.3. Einholung und Nutzung von Expertenwissen

Die Kommission holte das Fachwissen eines externen Auftragnehmers (Steer Davies Gleeve)
ein, erhob Daten, erarbeitete Falstudien und stellte ein Anayseinstrument fir die
Folgenabschatzung bereit. Nach seiner Annahme wird der Studienbericht offentlich
zuganglich gemacht.

3.4. Folgenabschatzung

Ein erster Folgenabschétzungsbericht wurde dem Ausschuss fur Regulierungskontrolle (RSB)
am 18. Januar 2017 Ubermittelt. Aufgrund von Mangeln, insbesondere hinsichtlich der
wirtschaftlichen Rechtfertigung einer Klause Uber hohere Gewalt, gab der RSB eine
ablehnende Stellungnahme ab. Weitere Mangel betrafen die Struktur und den Inhalt der
einzelnen Optionen, die Bericksichtigung der Standpunkte der Interessentrdger sowie
Anayse und Vergleich der Auswirkungen der verschiedenen Mal3nahmen, insbesondere was
die Kosten und die Uberwachung angeht.

Die Méangel wurden wie folgt behoben: Die einzelnen Optionen wurden wegen ihrer grol3en
Zahl und Uneinheitlichkeit nach einem Stufenkonzept aufgeschllisselt, wobei die Kosten und
Nutzen zunéchst analysiert und miteinander verglichen und anschlief3end themenspezifische
bevorzugte Szenarien ausgewahlt wurden. Die endgultige bevorzugte Option stellt somit eine
Kombination der bevorzugten themenspezifischen Szenarien dar. Im Hinblick auf héhere
Gewalt sind die diesbeziglich kaum vorhandenen Daten en Indiz fir die geringe
wirtschaftliche Bedeutung des Problems. Dennoch fand diese Frage angesichts der
nachdrtcklichen Forderungen des Eisenbahnsektors und der Mitgliedstaaten ihren Eingang in
die Folgenabschétzung, insbesondere um den Grundsdtzen der rechtlichen Ausgewogenheit
und Verhatnismaldigkeit Geltung zu verschaffen.

Am 7. April 2017 wurde dem RSB eine Uberarbeitete Folgenabschatzung vorgelegt, zu der
der Ausschuss am 12. Mai 2017 eine positive Stellungnahme abgab. Der Abschlussbericht,
der den Empfehlungen des RSB Rechnung trégt, bestimmte Aspekte ndher zu prézisieren,
wird zusammen mit diesem Vorschlag vorgel egt.
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3.4.1. Fragenim Zusammenhang mit der wirtschaftlichen Analyse

Anhand der verfligbaren Daten wurden die wichtigsten wirtschaftlichen und sozialen Kosten
quantitativ ermittelt. Sonstige Kosten und Vorteile wurden einer qualitativen Bewertung
unterzogen. Der gesellschaftliche Nettogesamtnutzen wurde auf der Grundlage der
gegenldufigen Interessen der beiden Hauptakteure, d.h. der Fahrgaste und der
Eisenbahnbranche, beurteilt. In der Folgenabschatzung wurden folgende Kostenfaktoren fir
die Eisenbahnunternehmen untersucht:

a) Entschadigung bei Verspatung

b) Hilfeleistung fur Fahrgaste bei Verkehrsstorungen/V erspatungen

¢) Schulung des Personalsin PRM-Fragen.

Es besteht ein direkter Zusammenhang zwischen den Kosten und dem Wohlergehen der
Fahrgaste, da z. B. hohere Entschadigungen bel Verspdtung gleichbedeutend sind mit einem
besseren Schutz der Reisenden.

Alle Kosten und Vorteile wurden Uber einen Zeitraum von 15 Jahren (2020-2035) untersucht.
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DE



DE

3.4.2.

Wesentliche Fragen

Themenspezifische Analyse der Optionen, differenziert nach wesentlichen und
nachrangigen Fragen

Ausnahmen

Szenario A

Szenario B

Szenario C

e Abschaffung der
Ausnahmen fur den
inlandischen Fernverkehr
bereits ab 2020

e Beschrankung der
Ausnahmen auf
Verkehrsdienste mit

e Abschaffung der Ausnahmen

fUr den inlandischen
Fernverkehr bereits ab 2020

Beschrankung der Ausnahmen
auf Verkehrsdienste mit
Nicht-EU-Landern

e Abschaffung der Ausnahmen

fUr grenziberschreitende

Abschaffung der Ausnahmen
fur den inlandischen
Fernverkehr bereits ab 2020

Beschrénkung der
Ausnahmen auf
Verkehrsdienste mit Nicht-
EU-Landern

Abschaffung der Ausnahmen
flr grenziiberschreitende
Stadt-, Vorort- und

Nicht-EU-Landern Stadit-, Vorort- und Regionalverkehrsdienste
Regionalverkehrsdienste Abschaffung der Ausnahmen
fur alle Stadt-, Vorort- und
Regionalverkehrsdienste

Aus der Folgenabschétzung ging das Szenario B als die bevorzugte Option hervor. Sie stellt
einen ausgewogenen Kompromiss zwischen den gegenlaufigen Interessen der Fahrgéste und
der Eisenbahnunternehmen dar, indem der Schutz der Reisenden verbessert wird, ohne die
Eisenbahnbranche finanziell Uber Gebihr zu belasten (erwartet wird ein algemeiner
Kostenanstieg von 0,13 %). Eine vollstandige Abschaffung der Ausnahmen im Stadt-, Vorort-
und Regionalverkehr wirde eine Uberméaldige Belastung fur die Branche bedeuten und mit
dem Risiko einhergehen, dass manche Betreiber bestimmte Dienste einstellen.

Anwendung der PRM-Rechte auf alle Verkehrsdienste

Szenario A Szenario B

e Laeitlinien im Hinblick auf die Anwendung
der PRM-Rechte

e Vorschrift zur Anwendung der PRM-Rechte

Aus der Folgenabschéatzung ging das SzenarioB as die bevorzugte Option hervor. Sie
verbindet grof3ere Vorteile fur PRM mit einer geringen Belastung des Eisenbahnsektors.

Informationen fir PRM

Szenario A Szenario B

e Reiseinformationen sind allen PRM zuganglich

e Informationen Uber Fahrgastrechte sind allen PRM
zugénglich

e Reiseinformationen sind allen
PRM zuganglich

Aus der Folgenabschéatzung ging das SzenarioB as die bevorzugte Option hervor. Sie
beinhaltet einen umfassenden Ansatz zur L6sung des Problems unzuganglicher
Informationen, ohne dem Eisenbahnsektor hohe K osten zu verursachen.

11
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Hilfeleistungen fir PRM

Szenario A Szenario B
e Austausch bewdhrter Praktiken zu e Obligatorische Schulung des
Schulungen im Umgang mit Menschen mit Eisenbahnpersonals im Umgang mit Menschen
Behinderungen mit Behinderungen

Schulungen im Umgang mit Menschen mit Behinderungen bedeuten keine hohe Belastung fir
die Eisenbahnbranche und erhohen ihre Gesamtkosten um lediglich 0,31 %. Aus der
Folgenabschéatzung ging deshalb das Szenario B als die bevorzugte Option hervor.

Bear beitung von Beschwerden

Szenario A Szenario B

e Rechtsvorschriften (neue Pflichten fr

* Leitlinienfur den Eisenbahnsektor Bahnhofs- und Infrastrukturbetreiber)

Aus der Folgenabschétzung ging das Szenario B als die bevorzugte Option hervor. Der
Eisenbahnsektor muss sich an ein klares, genau festgelegtes Verfahren fir die
Beschwerdebearbeitung halten. Den Fahrgésten stehen bessere Beschwerde- und
Rechtsbehelfsverfahren zur Verfigung.

Durchgangsfahrkarten
Szenario A Szenario B
o Definition von Durchgangsfahrkarten und
zugehorigen Pflichten
e Eisenbahnunternehmen und
e Definition von Durchgangsfahrkarten und Fahrkartenverkaufer werden angehalten, nach
zugehdrigen Pflichten Moglichkeit Durchgangsfahrkarten anzubieten;
die Beweidast liegt bei den Unternehmen und
Verkaufern, wenn keine Durchgangsfahrkarte
verkauft wurde.

Aus der Folgenabschétzung ging das Szenario B a's die bevorzugte Option hervor. Zum einen
werden darin Durchgangsfahrkarten definiert und zum anderen die Eisenbahnunternehmen
und Fahrkartenverkéufer dazu angehalten, solche Fahrkarten anzubieten und die Fahrgéste
Uber ihre Rechte zu informieren.

Beschwer debear beitung und Dur chsetzung durch die NEB

Szenario A Szenario B

e Genaue Verfahrensanweisungen fir die Bearbeitung
von Beschwerden

e Pflicht der NEB zur Zusammenarbeit in
grenzubergreifenden Angelegenheiten

e Tétigkeitsherichte der NEB

Aus der Folgenabschétzung ging das Szenario B as die bevorzugte Option hervor. Die
Aufgaben und Zustandigkeiten der NEB in Bezug auf die Bearbeitung von Beschwerden und
die Zusammenarbeit, auch in grenzibergreifenden Angelegenheiten, werden prézisiert.
Verbesserte Arbeitsregelungen fir die NEB werden auch zu einer besseren Durchsetzung
fahren.
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Hoher e Gewalt

Szenario A Szenario B
e Einfuhrung einer Klausel zu htherer Gewalt | e  Einfuhrung einer Klausel zu hdherer Gewalt
in Artikel 17 (Entschadigung) in Artikel 17 (Entschéadigung)
e Enge Auslegung von héherer Gewalt e Waeiter gefasste Auslegung von hoherer
Gewalt

Durch die Einfihrung einer Klausel tber h6here Gewalt werden die Eisenbahnunternehmen
finanziell entlastet. Gleichzeitig werden die Entschadigungsanspriiche von Bahnreisenden
eingeschrankt. Im Szenario B, das eine weitere Auslegung von hoherer Gewalt vorsieht,
werden die Eisenbahnunternehmen stérker entlastet (1,299 Mrd. EUR mehr als im
Basisszenario und 737 Mio. EUR mehr as in Szenario A). Durch eine enge Auslegung von
hoherer Gewalt (Szenario A) werden die Fahrgastrechte in geringerem Mal3e eingeschrénkt
und die Eisenbahnunternehmen im Vergleich zum Basisszenario noch immer entlastet.

Die Einschrankungen bel den Fahrgastrechten werden durch grofRere Vorteile fur die
Reisenden wieder ausgeglichen, unter anderem durch weniger Ausnahmeregelungen und
durch Malinahmen zugunsten von PRM, die mit einem Wert von 191 Mio. EUR zu Buche
schlagen. Da die Anspriiche auf Hilfeleistung, Betreuung und Information von dieser Klausel
unberiihrt bleiben, ist weiterhin ein hohes Verbraucherschutzniveau gewahrleistet. Auf die
NEB konnte durch das Eingreifen in Streitfdlen unter Umstdnden eine etwas hohere
Belastung zukommen. Hingegen lasst die enge Auslegung von hoherer Gewalt weniger
Auslegungsspielraum zu, sodass die Zahl der Eingriffe zuriickgehen wiirde.

Die Folgenabschatzung ergab somit das Szenario A as bevorzugte Option, da es ein faires
Gleichgewicht zwischen den Interessen der Fahrgaste und der Eisenbahnbranche herstellt. Der
Nachweis Uber das Vorliegen von héherer Gewalt muss vom Eisenbahnunternehmen erbracht
werden.

Nachrangige Fragen

Fir eine Rethe nachrangiger Angelegenheiten (Informationen, Nichtdiskriminierung, CIV,
Notfallplanung, Regressanspriiche und Beschwerdebearbeitung durch die
Eisenbahnunternehmen) wird lediglich ein Szenario vorgeschlagen.

Information aller Reisenden

e Die Fahrgéaste werden beim Erwerb der Fahrkarte Uber ihre Rechte unterrichtet
e Informationen Uber Fahrgastrechte werden in Bahnhdfen und Ziigen bereitgestel It

Nichtdiskriminierung

e Vermeidung von Diskriminierungen aufgrund von Staatsangehérigkeit, Aufenthaltsort oder
Wahrung

Clv

e Kohdrenz zwischen der Verordnung und den COTIF/CIV-V orschriften

13
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Durch die besondere Erméchtigung der Kommission zur Aktualisierung des Anhangs| der
Verordnung, um Anderungen der CIV Rechnung zu tragen, wird die Kohérenz zwischen den
beiden Instrumenten sichergestellt.

Notfallplanung

e Neben den Eisenbahnunternehmen werden auch anderen Akteuren Verpflichtungen hinsichtlich
der Aufrechterhaltung des Dienstlei stungsangebots und der Notfallplanung auferlegt

Durch die Lastentellung mit anderen Akteuren verringern sich die Kosten fir die
Eisenbahnunternehmen.

Regressanspriche

e Dritten gegentiber kdnnen Regressanspriiche geltend gemacht werden

Die Eisenbahnunternehmen kdnnen gegentber Dritten, die eine Verspatung zu verantworten
haben, leichter Regressanspriiche geltend machen.

Beschwer debear beitung durch Eisenbahnunter nehmen

e Festlegung von Fristen fur die Einreichung von Fahrgastbeschwerden

Durch die Einfuhrung von Beschwerdefristen werden Kosten gesenkt, da Daten Uber Vorfélle
nicht Uber lange Zeitrdume aufbewahrt werden muissen.

3.5. Grundrechte

Gemal3 Artikel 38 der Charta der Grundrechte muss durch die Politik der Union ein hohes
Verbraucherschutzniveau sichergestellt werden. In Artikel 26 der Charta wird die Integration
von Menschen mit Behinderung gefordert und die Mitgliedstaaten werden verpflichtet,
MalRnahmen zur Gewahrleistung ihrer Eigensténdigkeit, ihrer sozialen und beruflichen
Eingliederung und ihrer Teilnahme am Leben der Gemeinschaft zu ergreifen. Durch die
Starkung der Rechte von Bahnreisenden in der EU wird das insgesamt hohe
V erbraucherschutzniveau noch weiter angehoben.

4. AUSWIRKUNGEN AUF DEN HAUSHALT
Der Vorschlag hat keine Auswirkungen auf den EU-Haushalt.

5. WEITERE ANGABEN

5.1. Dur chfihrungsplane sowie Monitoring-, Bewertungs- und
Berichter stattungsmodalitaten

Die Kommission wird die Durchfihrung und Wirksamkeit dieser Initiative anhand von
Fortschrittsindikatoren Uberwachen. Dazu zéhlen die Zahl der von den Vorschriften
ausgenommenen Verkehrsdienste, der Prozentsatz der Bediensteten, die Schulungen Uber den
Umgang mit Menschen mit Behinderungen absolvieren, die Zahl der angeforderten
Hilfeleistungen, die Erfullung der Informationspflichten, die Zahl der verkauften
Durchgangsfahrkarten sowie die Anzahl der Beschwerden und geleisteten Entschadigungen.
Funf Jahre nach Inkrafttreten der vorgeschlagenen Rechtsvorschriften wird die Kommission
bewerten, ob die damit verbundenen Ziele erreicht wurden.
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|V 1371/2007/EG (angepasst) |
2017/0237 (COD)

Vorschlag fur eine
VERORDNUNG DES EUROPA|ISCHEN PARLAMENTSUND DESRATES
Uber die Rechte und Pflichten der Fahrgaste im Eisenbahnverkehr
(Neufassung)

(Text von Bedeutung fir den EWR)

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag £ 2 it DO Uber die
Arbeitsweise der Européischen Union <XI, msbesondere auf Arti kel # X 91 X] Absatz 1,

gestiitzt auf den Vorschlag der X> Européischen <XI Kommission,

x> nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente, <]
nach Stellungnahme des Européischen Wirtschafts- und Sozial ausschusses',

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen?,

Gesetzgebungsverfahren <ZI .
in Erwdgung nachstehender Grinde:

\llneu

(1)  Die Verordnung (EG) Nr. 1371/2007 des Europaischen Parlaments und des Rates’ ist
in einigen Punkten zu andern. Aus Grinden der Klarheit empfiehlt es sich, die
genannte Verordnung neu zu fassen.

1 ABI.
2 ABI.

f Verordnung (EG) Nr 137]]2007 des Européischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2007 Uber die
Rechte und Pflichten der Fahrgaste im Eisenbahnverkehr (ABI. L 315 vom 3.12.2007, S. 14).
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2

W 1371/2007/EG
Erwagungsgrund 1

Im Rahmen der gemeinsamen Verkehrspolitik ist es wichtig, die Nutzerrechte der
Fahrgaste im Eisenbahnverkehr zu schiitzen und die Qualité und Effektivitét der
Schienenpersonenverkehrsdienste zu verbessern, um dazu beizutragen, den
Verkehrsantell der Eisenbahn im Vergleich zu anderen Verkehrstragern zu erhéhen.

WV 1371/2007/EG

©)

| 8 neu

Trotz betrachtlicher Fortschritte beim Schutz der Verbraucher in der Union sind noch
weitere Verbesserungen zum Schutz der Rechte der Fahrgaste im Eisenbahnverkehr
notig.

(4)

WV 1371/2007/EG
Erwé&gungsgrund 3

Da der Fahrgast die schwéchere Partei eines Beforderungsvertrags ist, sollten seine
Rechte in dieser Hinsicht geschiitzt werden.

©®)

(6)

| 3 neu

Die Gewéhrung der gleichen Rechte fur Fahrgéste im grenziiberschreitenden Verkehr
und im Inlandsverkehr soll das Verbraucherschutzniveau in der Union erhthen,
gleiche Ausgangsbedingungen fur die Eisenbahnunternehmen sicherstellen und ein
einheitliches Niveau der Fahrgastrechte garantieren.

Schienenpersonenverkehrsdienste  des  Stadtverkehrs,  Vorortverkehrs — oder
Regionalverkehrs unterscheiden sich ihrer Art nach von Fernverkehrsdiensten. Die
Mitgliedstaaten sollten daher die Maoglichkeit haben,
Schienenpersonenverkehrsdienste  des  Stadtverkehrs,  Vorortverkehrs  oder
Regionalverkehrs, die keine grenziberschreitenden Dienste innerhalb der Union sind,
von bestimmten Vorschriften Uber Fahrgastrechte auszunehmen.
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(7)

W 1371/2007/EG
Erwéagungsgrund 24 (angepasst)
= neu

Es ist en Zie dieser Verordnung, die Schienenpersonenverkehrsdienste in der
X> Union <X] Gemeinsehalt zu verbessern. Die Mitgliedstaaten sollten deshalb die
Moglichkeit haben, Ausnahmen fir Dienste in Gebieten zu gewahren, bel denen ein
erheblicher Teil des Dienstes aul3erhalb der > Union, <X] Gemetrsehait durchgefiihrt
wird = , vorausgesetzt, dass dabeli ein angemessenes Niveau der Fahrgastrechte fir
den im Gebiet dieser Mitgliedstaaten durchgefiihrten Teil solcher Dienste im Einklang
mit deren nationalem Recht gewahrleistet wird <.

(8)

U neu \

Die Ausnahmen sollten sich jedoch nicht auf die Bestimmungen dieser Verordnung
erstrecken, die Personen mit Behinderungen oder Personen mit eingeschrankter
Mohilitét die Nutzung von Eisenbahnverkehrsdiensten erleichtern. Ferner sollten keine
Ausnahmen gelten fur das Recht derjenigen, die Bahnfahrkarten kaufen wollen, dies
ohne unangemessene Schwierigkeiten zu tun, die Bestimmungen Uber die Haftung der
Eisenbahnunternehmen in Bezug auf Reisende und ihr Gepack, das Erfordernis, dass
die Eisenbahnunternehmen ausreichend versichert sein missen, und das Erfordernis,
dass die Unternehmen geeignete Mal3nahmen treffen, um die personliche Sicherheit
der Reisenden in Bahnhdfen und Ziigen zu gewahrleisten und Risiken zu steuern.

9)

WV 1371/2007/EG
Erwé&gungsgrund 4
= neu

Zu den Rechten der Nutzer von Eisenbahnverkehrsdiensten gehort das Erhalten von
Informationen Uber den Verkehrsdienst sowohl vor as auch wahrend der Fahrt. Wann
immer moglich, sollten Eisenbahnunternehmen und Fahrkartenverkaufer diese
Informationen im Voraus und so schnell wie moglich bereitstellen. = Die
Informationen sollten in fir Personen mit Behinderungen und Personen mit
eingeschrankter Mobilitét barrierefrei zuganglichen Formaten bereitgestellt werden. <

(10)

WV 1371/2007/EG
Erwadgungsgrund 5 (angepasst)

Ausfuhrlichere Anforderungen fur die Bereitstellung von Reiseinformationen werden
X> sind <X] in den Technischen Spezmkatlonen fur d|e Interoperabllltat (TSI) nach

erordnun EU Nr 454/2011 der Kommlsson vom 5 Mai 2011 iiber dle Technische e2|f|kat|o

transeuropéischen Eisenbahnsystems (ABI. L 123 vom 12.5.2011, S. 11).
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WV 1371/2007/EG
Erwadgungsgrund 6 (angepasst)

E35—Bei der Starkung der Rechte der Fahrgaste im Eisenbahnverkehr sollte das bereits

bestehende erschldgige internationale Regelwerk im Anhang A — Einheitliche
Rechtsvorschriften fir den Vertrag Uber die internationale Eisenbahnbef6rderung von
Personen und Gepack (CIV) zum Ubereinkommen (ber den internationalen
Eisenbahnverkehr (COTIF) vom 9. Mai 1980, gedndert durch das Protokoll vom
3. Juni 1999 betreffend die Anderung des Ubereinkommens (iber den internationalen
Eisenbahnverkehr vom 3. Juni 1999 (Protokoll 1999) — zugrunde gelegt werden. Esist
jedoch wiinschenswert, den Anwendungsbereich dieser Verordnung auszuweiten und
nicht nur die Fahrgaste im grenziberschreitenden Eisenbahnverkehr, sondern auch die
Fahrgaste im inlandischen Eisenbahnverkehr zu schitzen. X> Am 23. Februar 2013
trat die Union dem COTIF bei. <X]

(12)

(13)

¥ neu \

Im Zusammenhang mit dem Verkauf von Fahrkarten fir die Personenbefdrderung
sollten die Mitgliedstaaten ale erforderlichen Malinahmen ergreifen, um jegliche
Diskriminierung aufgrund der Staatsangehorigkeit oder des Wohn-/Aufenthaltsorts zu
verbieten, unabhangig davon, ob sich der betreffende Fahrgast dauerhaft oder
voribergehend in einem anderen Mitgliedstaat aufhélt. Diese Mal3nahmen sollten auch
alle verdeckten Formen der Diskriminierung nach anderen Kriterien wie
Aufenthaltsort, physischem oder digitalem Standort erfassen, die die gleiche Wirkung
haben. Angesichts der Entwicklung von Online-Plattformen, die Fahrkarten zur
Personenbeftrderung verkaufen, sollten die Mitgliedstaaten besonders darauf achten,
dass es im Prozess des Zugriffs auf Online-Schnittstellen oder des Fahrkartenkaufs zu
keiner Diskriminierung kommt. Beforderungsregelungen, die Sozialtarife vorsehen,
sollten jedoch nicht automatisch ausgeschlossen werden, sofern sie verhdltnismafdig
sind und unabhéangig von der Staatsangehorigkeit der betroffenen Personen gelten.

Die steigende Beliebtheit des Radfahrens in der gesamten Union wirkt sich auch auf
die Mobilitdt und den Fremdenverkehr aus. Dank einer zunehmenden Nutzung sowohl
der Eisenbahn as auch des Fahrrads bei der Verkehrsmittelwahl werden die
Umweltauswirkungen des Verkehrs  veringert. Deshalb  sollten  die
Eisenbahnunternehmen die Kombination von Fahrrad- und Eisenbahnfahrten soweit
moglich erleichtern, indem sie insbesondere die Beforderung von Fahrrédern in Ziigen
ermaoglichen.
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(14)

WV 1371/2007/EG
Erwagungsgrund 7 (angepasst)

Die Eisenbahnunternehmen sollten AR g den Fahrgasten im
Eisenbahnverkehr das Umsteigen zwischen Betrel bern dadurch 24 erleichtern, dass —
wann immer méglich — Durchgangsfahrkarten angeboten werden.

W 1371/2007/EG
Erwégungsgrund 8

WV 1371/2007/EG
Erwagungsgrund 9

(15

WV 1371/2007/EG
Erwéagungsgrund 10 (angepasst)
= neu

=Im Lichte des Ubereinkommens der Vereinten Nationen Uber die Rechte von
Menschen mit Behinderungen und um Personen mit Behinderungen und Personen mit
eingeschrankter Mobilitét Reisemdglichkeiten im Eisenbahnverkehr zu eréffnen, die
denen anderer Burger vergleichbar sind, sollten Regeln fur die Nichtdiskriminierung
dieser Personen und die ihnen zu Ie|stende Hilfe Wahrend der Fahrt f&stgelegt

l-eemme% %H%ﬁ Personen mit Behlnderungen und Personen mlt
eingeschrankter Mobilitdt haben unabhéngig davon, ob dle Ur%\che dafur eme

Behinderung, das Alter oder andere Faktoren sind,

das gle|che Recht auf Fre|zug|gke|t-
Eﬁ%ﬁ%ﬁg&ﬁeﬁeﬁ und Nlchtdlskrlmlnlerung wie ale anderen Burger. Unter
anderem sollte besonders darauf geachtet werden, dass Personen mit Behinderungen
und Personen mit eingeschrankter Mobilitét Informationen Uber die Zugénglichkeit
von Eisenbahnverkehrsdiensten, tber die Bedingungen fir den Zugang zu den
Fahrzeugen und Uber deren Ausstattung erhalten. Damit auch Fahrgaste mit
eingeschrankter Sinneswahrnehmung bestmdglich Uber Verspdtungen unterrichtet
werden, sollten gegebenenfalls akustische und optische Systeme genutzt werden.
Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschréankter Mobilitét sollten die
Moglichkeit haben, Fahrkarten im Zug ohne Aufpreis zu kaufen. = Das Personal
sollte angemessen geschult werden, um — insbesondere bei der Hilfeleistung — auf die
Bedirfnisse von Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschrénkter
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Mobilitét einzugehen. Um gleiche Reisebedingungen sicherzustellen, sollte die
Hilfeleistung fir diese Personen an Bahnhofen und in Zigen zu allen Zeiten erbracht
werden, in denen Ziige verkehren, und nicht nur zu bestimmten Tageszeiten. <

(16)

WV 1371/2007/EG
Erwagungsgrund 11 (angepasst)
= neu

Eisenbahnunternehmen und Bahnhofsbetreiber sollten durch die Beachtung der TSI
fir Personen mit eingeschrankter Mobilitdt die Bedirfnisse von Personen mit
Behinderungen und von Personen mit eingeschréankter Mobilitét berticksichtigens. se
dassDO Aullerdem sollte X1 entsprechend den fur das Offentliche Auftragswesen
geltenden Rechtsvorschriften der Gemetrsehalt X> Union <XI, = insbesondere der
Richtlinie 2014/24/EU des Européischen Parlaments und des Rates®, < dafirgesergt
wird—=dass die Zuganglichkeit zu allen baulichen Strukturen und zu allen Fahrzeugen
durch die schrittweise Beseitigung physischer Hindernisse und funktioneller
Behinderungen anlésslich der Anschaffung neuen Materials sowie der Durchfihrung
von Bau- oder umfangreichen Renovierungsarbeiten gewdahrleistet +stiX> werden <x1.

(17)

WV 1371/2007/EG
Erwagungsgrund 14 (angepasst)
= neu

Esist winschenswert, dass durch diese Verordnung ein System fir die Entschadigung
von Fahrgasten bel Verspatungen geschaffen wird, das mit der Haftung des
Eisenbahnunternehmens verknipft ist und auf der gleichen Grundlage beruht wie das
internationale System, das im Rahmen des COTIF, insbesondere in desser-Arhang
X> den einheitlichen Rechtsvorschriften der ClIV <X betreffend die Fahrgastrechte
LA, besteht. = Bel Verspdtungen von Personenverkehrsdiensten sollten die
Eisenbahnunternehmen den Fahrgasten eine Entschddigung in Hohe eines
prozentualen Anteils des Fahrpreises leisten. <

(18)

W 1371/2007/EG
Erwéagungsgrund 12
= neu

Eisenbahnunternehmen sollten die Pflicht haben, hinsichtlich ihrer Haftung gegentiber
Fahrgasten im Eisenbahnverkehr bel Unfallen verschert zu sein oder glelchwertlge
Vorkehrungen zu treffen. 22

! ' ] : => Wenn Mltglledstaaten
einen Hochstbetrag far den Schadensersatz im FaIIe der Tétung oder Verletzung von
Fahrgasten festsetzen, sollte dieser Betrag zumindest dem in den einheitlichen
Rechtsvorschriften der CIV vorgesehenen Betrag entsprechen. <=

Richtlinie 2014/24/EU des Européischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 Uber die
offentliche Auftragsvergabe und zur Aufhebung der Richtlinie 2004/18/EG (ABI. L 94 vom 28.3.2014,
S. 65).
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(19)

W 1371/2007/EG
Erwagungsgrund 13

Die Stérkung der Rechte auf Entschadigung und Hilfeleistung bel Verspétungen,
verpassten Anschlissen oder Zugausfédllen sollte auf dem Markt for
Schienenpersonenverkehrsdienste zu gréferen Anreizen zum Nutzen der Fahrgaste
fahren.

(20)

(21)

(22)

(23)

\llneu

Bei Verspatungen sollte den Fahrgasten die Fortsetzung der Fahrt ermdéglicht oder es
sollten ihnen Weiterreisemdglichkeiten mit gednderter StreckenfUhrung unter
vergleichbaren Beforderungsbedingungen angeboten werden. Dabei sollten die
Bedirfnisse von Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschrénkter
Mobilitét berlicksichtigt werden.

Ein Eisenbahnunternehmen sollte jedoch nicht zur Zahlung einer Entschadigung
verpflichtet sein, wenn es nachweisen kann, dass die Verspatung von schlechten
Witterungsbedingungen oder grofien Naturkatastrophen verursacht wurde, die den
sicheren Betrieb des Verkehrsdienstes gefahrdeten. Ein solches Ereignis sollte den
Charakter einer auRergewohnlichen Naturkatastrophe haben, die sich von normalen
jahreszeitlich bedingten Witterungsbedingungen wie Herbststirmen oder regelméaldig
auftretenden  stadtischen  Uberflutungen aufgrund der Gezeiten oder der
Schneeschmelze unterscheiden. Die  Eisenbahnunternehmen sollten nachweisen
mussen, dass sie die Verspdtung weder vorhersehen und verhindern konnten, selbst
wenn alle zumutbaren Mal3nahmen ergriffen worden wéren.

In Zusammenarbeit mit den Infrastrukturbetreibern und Eisenbahnunternehmen sollten
die Bahnhofsbetreiber Notfallpléne aufstellen, um die Folgen groRerer Stérungen
dadurch so gering wie moglich zu halten, dass sie festsitzende Fahrgaste angemessen
informieren und betreuen.

Diese Verordnung sollte die Rechte der Eisenbahnunternehmen, nach geltendem
nationalem Recht Entschadigungsanspriiche gegen andere Personen — auch Dritte —
geltend zu machen, nicht einschrénken.

(24)

W 1371/2007/EG
Erwéagungsgrund 15

Gewdhrt ein Mitgliedstaat Eisenbahnunternehmen eine Befreiung von dieser
Verordnung, sollte er die Eisenbahnunternehmen anhalten, im Benehmen mit den
Fahrgastverbanden Mal3nahmen zur Entsché&digung und Hilfeleistung bel grofderen
Stoérungen eines Schienenpersonenverkehrsdienstes zu treffen.
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WV 1371/2007/EG

Erwagungsgrund 16
(25) Es ist auch winschenswert, fur Unfallopfer und ihre Angehdrigen kurzfristige
finanzielle Harten unmittelbar nach einem Unfall zu mildern.
\V 1371/2007/EG
Erwéagungsgrund 17
(26) Im Interesse der Fahrgaste im Eisenbahnverkehr sollten im Einvernehmen mit den
staatlichen Stellen geeignete Mal3nahmen ergriffen werden, um die personliche
Sicherheit der Fahrgaste in den Bahnhdfen und in den Ziigen zu gewéhrleisten.
WV 1371/2007/EG
Erwagungsgrund 18
(27) Die Fahrgaste im Eisenbahnverkehr sollten die Mdglichkeit haben, hinsichtlich der
durch diese Verordnung begrindeten Rechte und Pflichten bei jedem beteiligten
Eisenbahnunternehmen eine Beschwerde einzureichen, auf die ihnen innerhab einer
angemessenen Frist eine Antwort erteilt werden muss.
\V 1371/2007/EG
Erwagungsgrund 19
= neu
(28) Die Eisenbahnunternehmen = und Bahnhofsbetreiber < sollten
Qualitdtsnormenstandards ~ fur Schienenpersonenverkehrsdienste festlegen,

= veroffentlichen, <= anwenden und Uberwachen.

WV 1371/2007/EG
Erwéagungsgrund 20

(29)

| 3 neu |

Zur Wahrung eines hohes Verbraucherschutzniveaus im Eisenbahnverkehr sollten die
Mitgliedstaaten verpflichtet sein, nationale Durchsetzungsstellen zu benennen, die die
Durchfiihrung dieser Verordnung genau Uberwachen und fir ihre Durchsetzung auf
nationaler Ebene sorgen. Diese Stellen sollten in der Lage sein, vielfétige
Durchsetzungsmal3nahmen zu ergreifen. Die Fahrgaste sollten sich bei diesen Stellen
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Uber mutmafdliche Verstol3e gegen diese Verordnung beschweren kdnnen. Um eine
zufriedenstellende Bearbeitung solcher Beschwerden zu gewahrleisten, sollten diese
Stellen auch untereinander zusammenarbeiten.

(30)

WV 1371/2007/EG
Erwagungsgrund 21 (angepasst)
= neu

= Die Vearbeitung personenbezogener Daten sollte im Einklang mit den
Rechtsvorschriften der Union Uber den Schutz personenbezogener Daten,
msbesondere mit < der Verordnung (EU) 2016/679 des Eurogal schen Parlaments und
des Rates! erfolgen ; es

(31)

W 1371/2007/EG
Erwéagungsgrund 22

Die Mitgliedstaaten sollten fir Verstof3e gegen diese Verordnung Sanktionen festlegen
und die zu ihrer Anwendung erforderlichen Mal3nahmen treffen. Die Sanktionen, zu
denen auch die Zahlung einer Entschadigung an die betreffende Person gehdren
konnte, sollten wirksam, verhaltnismaldig und abschreckend sein.

(32)

WV 1371/2007/EG
Erwadgungsgrund 23 (angepasst)

Da die Ziele dieser Verordnung, namlich die Entwicklung der Eisenbahnen der
X> Union <X] Gemelasehalt und die Einfuhrung von Fahrgastrechten, auf Ebene der
Mitgliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht werden kénnen und daher besser auf
> Unionsebene X1 Gemelnschaftsebene zu  verwirklichen sind, kann die
B Union X1 Gemensshalt im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags
niedergelegten Subsidiaritétsprinzip tatig werden. Entsprechend dem in demselben
Artikel genannten Grundsatz der Verhadtnisméfdigkeit geht diese Verordnung nicht
Uber das fur die Erreichung dieser Ziele erforderliche Mal? hinaus.

(33)

| 8 neu

Um ein hohes Schutzniveau fur Fahrgaste zu gewahrleisten, sollte der Kommission die
Befugnis Ubertragen werden, gemald Artikel 290 des Vertrags Uber die Arbeitsweise

° Verordnung (EU) 2016/679 des Europédischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz
natirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur
ufhebung der Rlchtllnle 95/46/EG (Datenschutz Grundverordnung) (ABI L 119 vom 4 5. 2016! S 1)

10
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der Européischen Union Rechtsakte zur Anderung der Anhéngel, 11 und 111 Uber die
einheitlichen Rechtsvorschriften der CIV, die von Eisenbahnunternehmen und
Fahrkartenverkéufern anzugebenden Mindestinformationen bzw. die Mindestnormen
far die Qualitét der Dienste sowie zur inflationsbezogenen Anpassung der in der
Verordnung genannten Betrége zu erlassen. Esist von besonderer Bedeutung, dass die
Kommission im Zuge ihrer Vorbereitungsarbeit angemessene Konsultationen, auch
auf der Ebene von Sachverstéandigen, durchfiihrt, und dass diese Konsultationen mit
den Grundsdtzen im Einklang stehen, die in der Interinstitutionellen Vereinbarung
vom 13.April 2016 (ber bessere Rechtsetzung™* niedergelegt wurden. Um
insbesondere eine gleichberechtigte Beteiligung an der Ausarbeitung der delegierten
Rechtsakte zu gewdhrleisten, erhalten das Européische Parlament und der Rat alle
Dokumente zur gleichen Zeit wie die Sachverstéandigen der Mitgliedstaaten, und ihre
Sachverstandigen haben  systematisch Zugang zu den Sitzungen der
Sachverstandigengruppen der Kommission, die mit der Ausarbeitung der delegierten
Rechtsakte befasst sind.

W 1371/2007/EG
Erwéagungsgrund 25 (angepasst)

W 1371/2007/EG
Erwagungsgrund 26

1 ABI. L 123 vom 12.5.2016, S. 1.
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W 1371/2007/EG
Erwagungsgrund 27

W 1371/2007/EG
Erwéagungsgrund 28

| 8 neu

(34) Die Verordnung steht im Einklang mit den Grundrechten und Grundsétzen, die
insbesondere mit der Charta der Grundrechte der Europdischen Union anerkannt
worden sind, insbesondere in den Artikeln 21, 26, 38 und 47 in Bezug auf das Verbot
jeglicher Diskriminierung, die Integration von Menschen mit Behinderungen, die
Gewéhrleistung eines hohen Mal3es an Verbraucherschutz und das Recht auf einen
wirksamen Rechtsbehelf und ein faires Verfahren. Bei der Anwendung dieser
Verordnung mussen die Gerichte der Mitgliedstaaten diese Rechte und Grundsétze
achten —

|V 1371/2007/EG (angepasst) |

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:
Kapitel |

Allgemeines

Artikd 1
Gegenstand

12
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Diese Verordnung enthdlt Vorschriften fur X den Eisenbahnverkehr, die Folgendes
betreffen: <xI

¥ neu \

a) die Nichtdiskriminierung zwischen Fahrgasten hinsichtlich der Beférderungsbedingungen;

|\ 1371/2007/EG |

b) die Haftung von Eisenbahnunternehmen und ihre Versicherungspflicht gegentiber den
Fahrgasten und deren Gepécks;

| 8 neu |

C) die Rechte der Fahrgaste bei einem Unfall im Zusammenhang mit der Nutzung von
Eisenbahnverkehrsdiensten, der zum Tod oder zur Verletzung von Fahrgéasten oder
zu Verlust oder Beschadigung deren Gepacks fuihrt;

d) die Rechte der Fahrgéste bei Ausfall oder Verspatung;

WV 1371/2007/EG (angepasst)
= neu

= €) die Mindestinformationen <= die-kafermationen > | die den Fahrgasten <X] minrdestens
> verflgbar zu machen sind; <X

df) den—Sehutz—ven = die Nichtdiskriminierung von < und = obligatorische <
Hilfeleistungen fur Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschrankter
Mobilitéts;

eg) die Festlegung und Uberwachung von Dienstqualitdtsnormens X und X1 das
Risikomanagement fur die personliche Sicherheit der Fahrgaste; yad

h) die Bearbeitung von Beschwerdeny; uad
§i) allgemeine Durchsetzungsvorschriften.

Artikel 2
Anwendungsbereich

1 Diese Verordnung gilt gemetasshattsaeit DO unionswelt <X1 fir ale > inlandische
und internationale <x] Eisenbahnfahrten und -dienstleistungen, die von einem oder
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mehreren nach der Richtlinie 2012/34/EU des Eurooalschen Parlaments und des

\llneu

2. Vorbehaltlich des Absatzes 4 kénnen die Mitgliedstaaten die folgenden Dienste von
der Anwendung dieser Verordnung ausnehmen:

13 ABI. L 343 vom 14.12.2012, S. 32.

14
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(@ diein der Richtlinie 2012/34/EU genannten Schienenpersonenverkehrsdienste
des Stadtverkehrs, Vorortverkehrs und Regionalverkehrs mit Ausnahme
grenziuberschreitender Dienste innerhalb der Union;

(b) internationale Schienenpersonenverkehrsdienste, bei denen ein erheblicher
Teil, der mindestens einen fahrplanmaliigen Bahnhofshalt umfasst, auRerhalb
der Union betrieben wird, sofern die Fahrgastrechte auf dem Gebiet des
Mitgliedstaats, der die Ausnahme gewahrt, nach nationalem Recht angemessen
gewahrleistet werden.

3. Die Mitgliedstaaten setzen die Kommission von den gemald Absatz 2 Buchstaben a
und b gewdhrten Ausnahmen in Kenntnis und unterrichten sie Uber die
Angemessenheit ihrer nationalen Rechtsvorschriften zu den in Absatz 2 Buchstabe b
genannten Zwecken in ihrem Gebiet.

4. Die Artikel 5, 10, 11 und 25 und Kapitel V gelten fir alle in Absatz 1 genannten
Schienenpersonenverkehrsdienste, einschliefdlich der nach Absatz 2 Buchstaben a
und b ausgenommenen Dienste.

WV 1371/2007/EG (angepasst)
= nheu

Artikel 3
Begriffsbestimmungen
Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck:

(1) » Eisenbahnunternehmen” ein Eisenbahnunternehmen |m Smne des Artlke|823
Absatz 1 der R.chtnn.egeeaa%#ee*é 2012/34/EU sew

2. , Betreiber der Infrastruktur“ = em Infrastrukturbetreber < jede-Einrchtung-oder
%Hﬁ%ﬁehmeﬁ |m Smne des
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83. »Bahnhofsbetreiber® eine Stelle in einem Mitgliedstaat, der die Verantwortung fir
die Leitung eines Bahnhofes Ubertragen wurde und bel der es sich um den Betreiber
der Infrastruktur handeln kann;

84. , Reiseveranstalter” einen  Veranstdter oder  Vermittler, der ken
Eisenbahnunternehmen ist, im Sinne des Artikels23 Nummern28 und 39 der

Ricggllignieg%%%g (EV) 2015/2302 des Europaischen Parlaments und des
Rates™,

» Fahrkartenverkaufer* jeden Vermittler von Eisenbahnverkehrsdiensten, der fir ein
Eisenbahnunternehmen oder fir eigene Rechnung Beftrderungsvertrage schliefdt und
Fahrkarten verkauft;

&

3

»Beforderungsvertrag” einen Vertrag Uber die entgeltliche oder unentgeltliche
Beforderung  zwischen einem Eisenbahnunternehmen oder einem
Fahrkartenverkdufer und dem Fahrgast Uber die Durchfihrung einer oder mehrerer
Beforderungsleistungen;

i

,Buchung” eine in Papierform oder elektronisch erteilte Beforderungsberechtigung
aufgrund einer zuvor bestétigten personenbezogenen Beforderungsvereinbarung;

=

»Durchgangsfahrkarte” eine oder mehrere Fahrkarten, die einen > einzigen <X
Beforderungsvertrag  fir  aufeinanderfolgende durch  ein oder  mehrere
Eisenbahnunternehmen erbrachte Eisenbahnverkehrsdienste belegen;

{ neu

9. .Dienst” einen Schienenpersonenverkehrsdienst, der zwischen Bahnhdfen oder
Bahnhaltestellen nach einem Fahrplan betrieben wird;

10. ,Fahrt* die Beforderung eines Fahrgasts zwischen einem Abfahrtsbahnhof und
einem Ankunftsbahnhof im Rahmen eines einzigen Beforderungsvertrags;

WV 1371/2007/EG (angepasst)
= nheu

11. »inlandischer Schienenpersonenverkehrsdienst” einen
Schienenpersonenverkehrsdienst, bel dem keine Grenze eines Mitgliedstaats
Uberschritten wird;

17

S50
8 Richtlinie (EU) 2015/2302 des Européischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2015 iiber
Pauschalreisen und verbundene Reiseleistungen, zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 und der
Richtlinie 2011/83/EU des Europédischen Parlaments und des Rates sowie zur Aufhebung der
Richtlinie 90/314/EWG des Rates (ABI. L 326 vom 11.12.2015, S. 1).
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=1

i

8
S

N

»grenziberschreitender Schienenpersonenverkehrsdienst® einen
grenzuberschreitenden Schienenpersonenverkehrsdienst im Sinne des Artikels 3
Nummer 5 der Richtlinie 2012/34/EU; <

,verspatung* die Zeitdifferenz zwischen der planmalligen Ankunftszeit des
Fahrgasts gemdld dem verdffentlichten Fahrplan und dem Zeitpunkt seiner
tatsachlichen oder erwarteten Ankunft X> am letzten Zielbahnhof <XI;

,Zeitfahrkarte® eine flr eine unbegrenzte Anzahl von Fahrten giltige Fahrkarte, die
es dem berechtigten Inhaber erlaubt, auf einer bestimmten Strecke oder in einem
bestimmten Netz wahrend eines festgel egten Zeitraums mit der Eisenbahn zu reisen;

| 3 neu

»verpasster Anschluss® die Situation, in der ein Fahrgast wahrend einer Fahrt einen
oder mehrere Dienste infolge der Verspdtung oder des Ausfalls eines oder mehrerer
vorheriger Dienste verpasst;

WV 1371/2007/EG (angepasst)
= neu

,Person mit Behinderungen® eder IZ>und<ZI Person mit angeschrankter
Mobllltat“ eiﬁe Jie Perso Ha =

vorubergehenden korperllchen <ZI gelstlgen , X mtellektuellen <X] Behinderung

oder [X> sensorischen <X] Beeintréchtigung, w = diein
Wechselwirkung mit verschiedenen Barrieren der voIIen tat&achllchen und
gleichberechtigten Benutzung von Beférderungsmitteln durch diese Person
entgegenstehen kann, ¢ oder X> eine Person, die bel der Benutzung von
Beforderungsmltteln <X] aufgrund des Alters IZ> nur <xI elngeschrankt x> mobll <ZI
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5

,Allgemeine Befdrderungsbedingungen“ die in  Form von Allgemenen
Geschéftsbedingungen oder Tarifen in jedem Mitgliedstaat rechtsgultigen
Bedingungen des Beféederers [X> Eisenbahnunternehmens <X1, die mit Abschluss des
Beforderungsvertrages dessen Bestandtell geworden sind;

3418. ,Fahrzeug®  Kraftfahrzeuge oder Anhdnger, die aus Anlass einer
Personenbef 6rderung beférdert werden;

| 8 neu |

19. »Einheitliche Rechtsvorschriften der CIV* die einheitlichen Rechtsvorschriften fir

den Vertrag Uber die internationale Eisenbahnbeférderung von Personen und Gepéack
(CIV) in Anhang A des Ubereinkommens tiber den internationalen Eisenbahnverkehr
(COTIF).

|\ 1371/2007/EG

Kapitel 11

Befor derungsvertrag, I nformationen und Fahrkarten

Artikel 4
Beforderungsvertrag

Vorbehaltlich der Bestimmungen dieses Kapitels unterliegen der Abschluss und die
Ausfuhrung eines Beforderungsvertrags sowie die Bereitstellung von Informationen und
Fahrkarten den Bestimmungen in Anhang | Titel 11 und 111.

I neu

Artikel 5
Nichtdiskriminierende Bedingungen des Beférderungsvertrags

Unbeschadet etwaiger Soziatarife bieten Eisenbahnunternehmen und Fahrkartenverkaufer der
algemeinen Offentlichkeit Vertragsbedingungen und Tarife ohne jegliche direkte oder
indirekte Diskriminierung aufgrund der Staatsangehorigkeit oder des Aufenthaltsorts des
Kunden oder des Niederlassungsorts des Eisenbahnunternehmens oder Fahrkartenverkaufers
innerhalb der Union an.
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WV 1371/2007/EG (angepasst)
= neu

Artikel 56
Fahrrader

Fahrgastea=die [X> haben Anspruch auf <X
Mltnahme von Fahrradern im Zug gegebenenfalls gegen = ein zumutbareﬁ = Entgelt%ﬁ

Fahrt standlg beaufschtlgen und scherstellen dass anderen Fahrgaste dadurch keine
Unannehmlichkeiten oder Sch&den entstehen und dass Mobilitétshilfen, Gepack oder der
Bahnbetrieb nicht beeintrachtigt werden. Die Beforderung von Fahrrddern kann aus
Sicherheitsgriinden oder aus betrieblichen Grinden abgelehnt oder eingeschrénkt werden,
sofern die Eisenbahnunternehmen, Fahrkartenverkéufer und Reiseveranstalter sowie — soweit
zutreffend — die Bahnhofsbetreiber die Fahrgaste Uber die Bedingungen fur eine solche
Ablehnung oder Einschréankung im Einklang mit der Verordnung (EU) Nr. 454/2011
informieren. <

Artikel 67
Ausschluss des Rechtsverzichts und der Rechtsbeschrankung

1 Die Verpflichtungen gegeniber Fahrgasten gemal dieser Verordnung dirfen —
insbesondere durch abweichende oder einschrankende Bestimmungen im
Beforderungsvertrag — nicht eingeschrankt oder ausgeschlossen werden.

2. Die Eisenbahnunternehmen koénnen Vertragsbedingungen anbieten, die fir den
Fahrgast guinstiger sind als die in dieser Verordnung festgel egten Bedingungen.

Artikel #8
I nformationspflicht betreffend die Einstellung von Schienenver kehr sdiensten

Eisenbahnunternehmen oder gegebenenfalls die fur einen gemeinwirtschaftlichen Vertrag
zustdndigen Behdrden verdffentlichen Beschlisse Uber die = vorubergehende oder
dauerhafte < Einstellung von Schienenverkehrsdiensten auf angemessenem Wege = — auch
in barrierefreien Formaten far Personen mit Behinderungen entsprechend den
Barrierefreiheitsanforderungen der Richtlinie XXX = < vor deren Umsetzung.

Artikel 89
Reiseinfor mationen

' ertelen—die Die Eisenbahnunternehmen und die
Fahrkartenverkaufer die for en oder mehrere Eisenbahnunternehmen
Beforderungsvertrége anbieten, erteilen dem Fahrgast auf Anfrage mindestens diein

¥ Richtlinie XXX zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten iber die
Barrierefreiheitsanforderungen  fir Produkte und Dienstleistungen (Europédischer Rechtsakt zur
Barrierefreiheit) (ABI. L X vom X. X.XXXX, S. X).
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Anhang Il Teil I genannten Informationen zu den Fahrten, fur die das betreffende
Eisenbahnunternehmen einen Beforderungsvertrag anbietet. Fahrkartenverkaufer, die
fur eigene Rechnung Befdrderungsvertrdge anbieten, und Reiseveranstalter erteilen
diese Informationen, soweit sie verfligbar sind.

Die Eisenbahnunternehmen = und, soweit moglich, die Fahrkartenverkaufer <
erteilen dem Fahrgast wéahrend der Fahrt = sowie auf Umsteigebahnhdfen <
mindestens die in Anhang Il Teil 11 genannten Informationen.

Die Informationen nach den Absétzen 1 und 2 sind in der am besten geeigneten Form
= auch unter Einsatz moderner Kommunlkatlonstechmk < zu erte|len Dabe| wird

besonders darauf eacht Aidme
Information  fir  Personen  mit Behmderungen entsprechend  den

Barrierefreiheitsanforderungen der Richtlinie XXX und der Verordnung (EU)
Nr. 454/2011 zugénglich sind <.

| 8 neu

Die Bahnhofsbetreiber und Infrastrukturbetreiber stellen den Eisenbahnunternehmen
und Fahrkartenverkaufern in diskriminierungsfreier Weise Echtzeitdaten Uber Ziige —
einschliefdlich der Daten Uber die von anderen Eisenbahnunternehmen betriebenen
Zige — zur Verflgung.

1)

2

WV 1371/2007/EG (angepasst)
= neu

Artikel 910
Verfugbarkeit von Fahrkarten, Durchgangsfahrkarten und Buchungen

Die Eisenbahnunternehmen und die Fahrkartenverkéufer bieten—seweit—~ertigbar
Fahrkarten, > und, soweit verfugbar, <X Durchgangsfahrkarten und Buchungen an.
= Sie bemihen sich nach besten Kréften, Durchgangsfahrkarten auch fur
grenzuberschreitende Fahrten und fir von mehr als einem Eisenbahnunternehmen
durchgefiihrte Fahrten anzubieten. <

Unbeschadet des-Adbsatzes der Absdtze 3 und 4 bieten die Eisenbahnunternehmen
= und Fahrkartenverkaufer < dem Fahrgast Uber mindestens einen der folgenden
Vertriebswege Fahrkarten an:

(@ an Fahrkartenschaltern oder Fahrkartenautomaten,

(b) CUber das Telefon, das Internet oder jede andere in weitem Umfang verfligbare
Informationstechnik,

(c) inden Zigen.

bieten = Die Mitgliedstaaten kdnnen vorschreiben,

dass < die Elsenbahnunternehmen fur im Rahmen gemeinwirtschaftlicher Vertrdge geleistete
Verkehrsdienste Uber paiadestens = mehr als < einen de—folgenden Vertriebswege
Fahrkarten aa: X> anbieten. <X
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(54)

Die Eisenbahnunternehmen bieten die Mdglichkeit an, Fahrkarten fir den jeweiligen
Verkehrsdienst im Zug zu erhalten, sofern dies nicht aus Griinden der Sicherheit, der
Betrugsbekdmpfung, der Reservierungspflicht oder aus vertretbaren kommerziellen
Grunden eingeschrankt oder abgelehnt wird.

Ist im Abfahrtsbahnhof kein Fahrkartenschalter oder Fahrkartenautomat vorhanden,
so werden die Fahrgaste im Bahnhof unterrichtet Uber

(@ die Moglichkeit, telefonisch, Uber das Internet oder im Zug eine Fahrkarte zu
erwerben, und Uber die dafUr geltenden Verfahren,

(b) den nachsten Bahnhof oder sonstigen Ort, an dem Fahrkartenschalter und/oder
Fahrkartenautomaten zur Verfligung stehen.

©®)

(6)

| 8 neu |

Ist am Abfahrtsbahnhof kein Fahrkartenschalter oder barrierefrel zuganglicher
Fahrkartenautomat vorhanden, so wird Personen mit Behinderungen und Personen
mit eingeschrankter Mobilitét gestattet, Fahrkarten im Zug ohne Aufpreis zu kaufen.

Erhélt ein Fahrgast getrennte Fahrkarten fUr eine einzige Fahrt, die aneinander
anschlief3ende, von einem oder mehreren Eisenbahnunternehmen betriebene
Schienenverkehrsdienste umfasst, so hat er fir die gesamte Fahrt von der Abfahrt bis
zum Zielort die gleichen Anspriche auf Information, Hilfeleistung, Betreuung und
Entschadigung wie bei einer Durchgangsfahrkarte, sofern ihm nicht ausdrticklich
schriftlich etwas anderes mitgeteilt wird. In ener solchen Mittellung muss
insbesondere darauf hingewiesen werden, dass der Fahrgast bei einem verpassten
Anschluss keinen Anspruch auf Hilfeleistung oder Entschadigung fir die gesamte
Fahrstrecke hat. Die Beweislast dafir, dass die Information mitgeteilt wurde, tragt
das Eisenbahnunternehmen, sein Vertreter, der Reiseveranstalter oder der
Fahrkartenverkéufer.

|\ 1371/2007/EG
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KAPITEL Il

HAFTUNG VON EISENBAHNUNTERNEHMEN FUR
FAHRGASTE UND DEREN GEPACK

Artikel 11
Haftung fur Fahrgaste und Gepack

Vorbehaltlich der Bestimmungen dieses Kapitels und unbeschadet geltender nationaler
Rechtsvorschriften, die Fahrgasten weitergehenden Schadensersatz gewahren, ist die Haftung
von Eisenbahnunternehmen in Bezug auf Fahrgéste und deren Gepéck in Anhang | Titel 1V
Kapitel I, [11 und 1V sowie Titel VI und Titel VII geregelt.

WV 1371/2007/EG (angepasst)
= neu

Artikel 12

Versicherung > und Haftungsdeckung bel Tod oder Verletzung von Fahrgasten <Xl

Elnklang mit Artlkel 22 der Richtlinie 2012/34/EU und auf der Grundlage einer Bewertung
seiner Risiken <= ausreichend versichert z4 sein oder gleichwertige Vorkehrungen getroffen
24 haben, um seine Haftung aufgrund dieser V erordnung zu decken.

Artikel 13

Vorschuss

(1) Wird ein Fahrgast getttet oder verletzt, so zahlt das gemald Anhang | Artikel 26
Absatz 5 haftende Eisenbahnunternehmen unverziglich, spatestens jedoch flinfzehn
Tage nach der Feststellung der Identitét der entschadigungsberechtigten natirlichen
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Person einen Vorschuss zur Deckung der unmittel baren wirtschaftlichen Bedirfnisse,
und zwar im Verhatnis zur Schwere des erlittenen Schadens.

(2 Unbeschadet des Absatzes 1 beléuft sich dieser Vorschuss im Todesfall auf einen
Betrag von mindestens 21 000 EUR je Fahrgast.

©)] Der Vorschuss stellt keine Haftungsanerkennung dar und kann mit spater auf der
Grundlage dieser Verordnung gezahlten Betragen verrechnet werden; er kann jedoch
nur in den Fallen, in denen der Schaden durch Vorsatz oder Fahrldssigkeit des
Fahrgasts verursacht wurde, oder in denen die Person, die den Vorschuss erhalten
hat, keinen Entschadigungsanspruch hatte, zurtickgefordert werden.

Artikel 14
Bestreiten der Haftung

Selbst wenn das Eisenbahnunternehmen bestreitet, fir Personenschéden, die einem von ihm
beftrderten Fahrgast entstanden sind, zu haften, unternimmt es alle zumutbaren Bemiihungen
zur Unterstiitzung eines Fahrgastes, der gegentiber Dritten Schadensersatzanspriiche geltend
macht.

KAPITEL IV

VERSPATUNGEN, VERPASSTE ANSCHL USSE UND
ZUGAUSFALLE

Artikel 15
Haftung fir Verspétungen, ver passte Anschliisse und Zugausfalle

Vorbehaltlich der Bestimmungen dieses Kapitels ist die Haftung der Eisenbahnunternehmen
flr Verspatungen, verpasste Anschlisse und Zugausféle in Anhang | Titel IV Kapitel |1

geregelt.

WV 1371/2007/EG (angepasst)
= neu

Artikel 16
Erstattung oder Weiterreise mit gednderter Streckenfiihrung

(1) Muss = entweder schon bei der Abfahrt oder im Falle eines verpassten Anschlusses
auf ener Fahrt mit ener Durchgangsfahrkarte < verninftigerweise davon
ausgegangen werden, dass bei Ankunft am Zielort gemal3 Beftrderungsvertrag die
Verspatung mehr als 60 Minuten betragen wird, so hat der Fahrgast unverziglich die
Wahl zwischen X> den folgenden Mdglichkeiten: <X

(@) der Erstattung des vollen Fahrpreises unter den Bedingungen, zu denen er
entrichtet wurde, fir den Teil oder die Teile der Fahrt, die nicht durchgefihrt
wurden, und fur den Teil oder die Telle, die bereits durchgefihrt wurden, wenn
die Fahrt nach den urspriinglichen Reiseplénen des Fahrgasts sinnlos geworden
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ist, gegebenenfalls zusammen mit einer Rickfahrt zum ersten Ausgangspunkt
bei néchster Gelegenheit. Die Erstattung erfolgt unter denselben Bedingungen
wie die Entschadigung nach Artikel 17;

(b) der Fortsetzung der Fahrt oder der Weiterreise mit gednderter Streckenfiihrung
unter vergleichbaren Beforderungsbedingungen bis zum Zielort bel nachster
Gelegenheit;-edex

(c) der Fortsetzung der Fahrt oder der Weliterreise mit gednderter Streckenfiihrung
unter vergleichbaren Beforderungsbedingungen bis zum Zielort zu einem
spateren Zeitpunkt nach Wahl des Fahrgasts.

)

©)

| 3 neu |

Fir die Zwecke von Absatz 1 Buchstabe b kann eine verglei chbare gednderte Strecke
von jedem Eisenbahnunternehmen bedient werden und die Beftrderung in einer
hoheren Klasse sowie die Benutzung alternativer Verkehrsmittel einschlief3en, ohne
dass den Fahrgésten dadurch zusétzliche Kosten entstehen. Es sind angemessene
Bemihungen zu unternehmen, um zusétzliches Umsteigen zu vermeiden. Die
Gesamtreisezeit bei Nutzung eines aternativen Verkehrsmittels fur den nicht
planméaldig durchgefiihrten Fahrtabschnitt muss mit der geplanten Gesamtreisezeit
der urspriinglichen Fahrt vergleichbar sein. Die Fahrgaste dirfen nur dann auf
Verkehrsmittel in einer niedrigeren Klasse herabgestuft werden, wenn diese die
einzige anderweitige Beforderungsmaoglichkeit darstellen.

Die Erbringer dternativer Verkehrsdienste achten insbesondere darauf, dass
Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschrankter Mobilitét einen
vergleichbaren barrierefreien Zugang zu dem alternativen Verkehrsdienst haben.

(1)

)

WV 1371/2007/EG (angepasst)
= neu

Artikel 17
Fahr preisentschadigung

Ohne das Recht auf Beforderung zu verlieren, kann ein Fahrgast bei Verspétungen
vom Eisenbahnunternehmen eine Fahrpreisentschadigung verlangen, wenn er
zwischen dem agfE—der—Fahrkarte = im Beforderungsvertrag < angegebenen
Abfahrts- und Zielort eine Verspétung erleidet, fir die keine Fahrprei serstattung nach
Artikel 16 erfolgt ist. Die Mindestentschadigung bel V erspétungen betragt

a) 25 % des Preises der Fahrkarte bei einer Verspdtung von 60 bis 119 Minuten;
b) 50 % des Preises der Fahrkarte ab einer Verspdtung von 120 Minuten.

X> Absatz 1 gilt auch fir <X] Fahrgaste, die eine Zeitfahrkarte besitzen. X> Wenn
ihnen X1 grd—denen wahrend der Gultigkeitsdauer ihrer Zeitfahrkarte wiederholt
Verspatungen oder Zugausfalle widerfahren, konnen = sie eine < angemessene
Entschadigung gemal? den Entschédigungsbedingungen des Eisenbahnunternehmens
verlangen. In den Entschédigungsbedingungen werden die Kriterien zur Bestimmung
der Verspatung und fur die Berechnung der Entschadigung festgelegt. = Treten
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(25)

(36)

(47)

wahrend der Gultigkeitsdauer der Zeitfahrkarte wiederholt Verspatungen von
weniger als 60 Minuten auf, so werden diese V erspatungen zusammengerechnet, und
die Fahrgaste werden dafir gemdld den Entschadigungsbedingungen des
Eisenbahnunternehmens entschadigt. <

Die Entschadigung fur eine Verspatung wird im Verhdltnis zu dem X vollen <]
Preis berechnet, den der Fahrgast fur den verspateten Verkehrsdienst tatséchlich
entrichtet hat. Wurde der Beforderungsvertrag fur eine Hin- und Ruckfahrt
abgeschlossen, so wird die Entschadigung fur eine entweder auf der Hin- oder auf
der Ruckfahrt aufgetretene Verspatung auf der Grundlage des halben entrichteten
Fahrpreises berechnet. In gleicher Weise wird der Preis fir einen verspéteten
Verkehrsdienst, der im Rahmen eines sonstigen Beforderungsvertrags mit mehreren
aufeinanderfolgenden Tellstrecken angeboten wird, anteilig zum vollen Preis
berechnet.

Verspatungen, fur die das Elsenbahnunternehmen nachwelsen kann, dass sie
auBerhaIb I2>der Gebiete der Unlon<ZI 22

chal emgetreten smd Werden bel
der Berechnung der Verspatungsdauer ni cht berucks chtigt.

Die Zahlung der Entschadigung erfolgt innerhalb von einem Monat nach
Einreichung des Antrags auf Entschédigung. Die Entschadigung kann in Form von
Gutscheinen und/oder anderen Leistungen erfolgen, sofern deren Bedingungen
(insbesondere beziiglich des Gultigkeitszeitraums und des Zielorts) flexibel sind. Die
Entschédigung erfolgt auf Wunsch des Fahrgasts in Form eines Geldbetrags.

Der Entschadigungsbetrag darf nicht um Kosten der Finanztransaktion wie
Geblhren, Telefonkosten oder Porti gekirzt werden. Die Eisenbahnunternehmen
durfen Mindestbetrage festlegen, unterhalb deren keine Entschédigungszahlungen
vorgenommen werden. Dieser Mindestbetrag darf hochstens 4 EUR X pro
Fahrkarte <x] betragen.

Der Fahrgast hat keinen Anspruch auf Entschadigung, wenn er bereits vor dem Kauf
der Fahrkarte Uber eine Verspdtung informiert wurde oder wenn bei seiner Ankunft
am Zielort eine Verspdtung aufgrund der Fortsetzung der Reise mit einem anderen
Verkehrsdienst oder mit geanderter Streckenfiihrung weniger als 60 Minuten betragt.

(8)

\llneu \

Ein Eisenbahnunternehmen ist nicht zur Zahlung einer Entschadigung verpflichtet,
wenn es nachweisen kann, dass die Verspdtung von schlechten
Witterungsbedingungen oder grof3en Naturkatastrophen verursacht wurde, die den
sicheren Betrieb des Verkehrsdienstes gefahrdeten und die auch dann nicht hétten
vorhergesehen oder verhindert werden konnen, wenn alle zumutbaren Maf3nahmen
ergriffen worden wéren.
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1)

2

3)

(4)

()

WV 1371/2007/EG
= neu

Artikel 18
Hilfeleistung

Bel einer Verspatung bei der Abfahrt oder der Ankunft sind die Fahrgaste durch das
Eisenbahnunternehmen = oder den  Fahrkartenverkaufer < oder den
Bahnhofsbetreiber tber die Situation und die geschétzte Abfahrts- und Ankunftszeit
zu unterrichten, sobald diese Informationen zur Verfligung stehen.

Bel einer Verspatung nach Absatz 1 von mehr as 60 Minuten ist den Fahrgésten
Fol gendes kostenl os anzubi eten:

(@ Mahlzeiten und Erfrischungen in angemessenem Verhdtnis zur Wartezeit,
sofern sie im Zug oder im Bahnhof verfligbar oder = unter Berticksichtigung
von Kriterien wie der Entfernung vom Lieferanten, der erforderlichen
Lieferzeit und der Kosten <= vernunftigerweise lieferbar sind;

(b) die Unterbringung in einem Hotel oder einer anderweitigen Unterkunft und die
Beforderung zwischen dem Bahnhof und der Unterkunft in Fallen, in denen ein
Aufenthalt von einer oder mehreren Né&chten notwendig wird oder ein
zusétzlicher Aufenthalt notwendig wird, sofern dies praktisch durchfihrbar ist;

(c) ist der Zug auf der Strecke blockiert, die Beforderung vom Zug zum Bahnhof,
zu einem aternativen Abfahrtsort oder zum Zielort des Verkehrsdienstes,
sofern dies praktisch durchfihrbar ist.

Besteht keine Moglichkeit zur Fortsetzung eines Verkehrsdienstes mehr, so
organisiert das Eisenbahnunternehmen so rasch wie mdglich einen alternativen
Beforderungsdienst fur die Fahrgaste.

Die Eisenbahnunternehmen haben auf Anfrage des Fahrgasts auf der Fahrkarte
= oder auf andere Weise<= im jeweiligen Fall zu bestdtigen, dass der
Verkehrsdienst verspétet war, zum Verpassen eines Anschlusses gefiihrt hat oder
ausgefallenist.

Bel der Anwendung der Absdize 1, 2, gad 3 = und 4 ¢ richten die
Eisenbahnunternehmen besonderes Augenmerk auf die Bedlrfnisse von Personen
mit Behinderungen und Personen mit eingeschrankter Mobilitdt sowie etwaigen
Begleitpersonen.

(6)

| 8 neu

Zusétzlich zu den Verpflichtungen der Eisenbahnunternehmen gemald Artikel 13a
Absatz 3 der Richtlinie 2012/34/EU tragen die Betreiber von Bahnhtfen mit im
Jahresdurchschnitt mehr als 10 000 Fahrgasten pro Tag daflr Sorge, dass der Betrieb
des Bahnhofs, der Eisenbahnunternehmen und des Infrastrukturbetreibers mittels
eines geeigneten Notfallplans koordiniert wird, damit Vorkehrungen fur mdgliche
schwere Stérungen und grof3e Verspadtungen, die dazu fihren, dass eine betréchtliche
Zahl von Fahrgéasten im Bahnhof festsitzen, getroffen werden. Der Notfallplan muss
sicherstellen, dass festsitzende Fahrgaste angemessene Hilfeleistungen und
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Informationen — auch in Dbarrierefreien Formaten entsprechend den
Barrierefreiheitsanforderungen der Richtlinie XXX — erhalten. Auf Anfrage stellt der
Bahnhofsbetreiber den Plan und dessen Anderungen der nationalen
Durchsetzungsstelle oder jeder anderen von einem Mitgliedstaat benannten Stelle zur
Verfigung. Betreilber von Bahnhdfen mit im Jahresdurchschnitt weniger als
10 000 Fahrgasten pro Tag bemiihen sich nach besten Kraften um die Koordinierung
der Bahnhofsnutzer sowie um die Hilfeleistung und Information fur in solchen
Situationen festsitzende Fahrgaste.

Artikel 19
Regr essanspriche

Wenn ein Eisenbahnunternehmen eine Entschadigung leistet oder seine sonstigen
Verpflichtungen aus dieser Verordnung erfllt, kann keine Bestimmung dieser Verordnung
oder nationaler Rechtsvorschriften in dem Sinne ausgelegt werden, dass sie das Recht des
Eisenbahnunternehmen  beschrankt, fur die Kosten nach geltendem  Recht
Entschadigungsanspriiche gegen andere Personen — auch Dritte — geltend zu machen.
Insbesondere beschréankt diese Verordnung in  keiner Weise das Recht des
Eisenbahnunternehmens, bei Dritten, mit denen esin einer Vertragsbeziehung steht und die zu
dem Ereignis beigetragen haben, das die Entschadigungsleistung oder sonstige
Verpflichtungen ausgel6st hat, Regress zu nehmen. Keine Bestimmung dieser Verordnung
kann in dem Sinne ausgelegt werden, dass sie das Recht eines Dritten, mit dem das
Eisenbahnunternehmen  in  einer  Vertragsbeziehung  steht,  beschrankt, vom
Eisenbahnunternehmen gema den anwendbaren einschldgigen Rechtsvorschriften eine
Erstattung oder Entschadigung zu verlangen.

WV 1371/2007/EG (angepasst)
= neu

KAPITEL V

PERSONEN MIT BEHINDERUNGEN UND PERSONEN MIT
EINGESCHRANKTER MOBILITAT

Artikel 2920
Anspruch auf Beforderung

(1) Die Eisenbahnunternehmen und die Bahnhofsbetreiber stellen unter aktiver
Beteiligung der Vertretungsorganisationen von Personen mit Behinderungen und
Personen mit eingeschrankter Mobilitét nicht diskriminierende Zugangsregeln fir die
Befoérderung von Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschrankter
Mobilitét = einschliefdlich ihrer personlichen Begleiter < auf. = Die Regeln missen
erlauben, dass der Fahrgast von einem Begleithund gemél? den geltenden nationalen
Rechtsvorschriften begleitet wird. <

(2 Buchungen und Fahrkarten werden fur Personen mit Behinderungen und Personen
mit eingeschrankter Mobilitét ohne Aufpreis angeboten. Ein Eisenbahnunternehmen,
Fahrkartenverkdufer oder Reiseveranstalter darf sich nicht weigern, eine Buchung
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einer Person mit einer Behinderung oder einer Person mit eingeschrankter Mobilitét
zu akzeptieren oder ihr eine Fahrkarte auszustellen, oder verlangen, dass sie von
einer anderen Person begleitet wird, es sai denn, dies ist unbedingt erforderlich, um
den in Absatz 1 genannten Zugangsregeln nachzukommen.

Artikel 2021

Information von Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschrankter
M obilitat

(1) Auf Anfrage informieren = die Bahnhofsbetreiber, < die Eisenbahnunternehmen,
die Fahrkartenverkéufer oder die Reiseveranstalter Personen mit Behinderungen und
Personen mit eingeschrankter Mobilitdt = — auch in barrierefreien Formaten
entsprechend den Barrierefreiheitsanforderungen der Verordnung (EU) Nr. 454/2011
und der Richtlinie XXX —< Uber die Zuganglichkeit = des Bahnhofs und der
zugehorigen Einrichtungen und < der Eisenbahnverkehrsdienste und die
Bedingungen fir den Zugang zu den Fahrzeugen gemdld den in Artikel 2049
Absatz 1 genannten Zugangsregeln und informieren die Personen mit Behinderungen
oder die Personen mit eingeschrénkter Mobilitéat Uber die Ausstattung der Fahrzeuge.

(2) Macht ein Eisenbahnunternehmen, Fahrkartenverkéufer grefoder Reiseveranstalter
von der Ausnahmeregelung nach Artikel 2049 Absatz 2 Gebrauch, so informiert
eder die betroffene Person mit einer Behinderung oder Person mit eingeschrénkter
Mobilitdt auf Anfrage innerhalb von finf Werktagen nach der Ablehnung einer
Buchung oder der Ausstellung eines Fahrscheins oder der Auflage, von einer anderen
Person begleitet zu werden, schriftlich Uber die entsprechenden Grunde. = Das
Eisenbahnunternehmen, der Fahrkartenverkdufer oder der Reiseveranstalter bemiht
sich nach besten Kré&ften, um der betreffenden Person eine Beforderungsalternative
anzubieten, die ihren Barrierefreiheitsbedirfnissen Rechnung tragt. <

Artikel 22

Hilfeleistung an Bahnhdfen

Q) Unbeschadet der Zugangsregeln nach  Artikel 2049 Absatz1 hat  der
Bahnhofsbetreiber = oder das Eisenbahnunternehmen oder beide < bei Abfahrt,
Umsteigen oder Ankunft einer Person mit einer Behinderung oder einer Person mit
eingeschrankter Mobilitdt in eilnem mit Personal ausgestatteten Bahnhof fur
kostenlose Hilfeleistung in einer Weise zu sorgen, dass die Person in den
abfahrenden Verkehrsdienst einsteigen, zum Anschlussverkehrsdienst umsteigen und
aus dem ankommenden Verkehrsdienst aussteigen kann, fir den sie eine Fahrkarte
erworben hat.
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Ist eln—Zug—eder ein Bahnhof nicht mit Persona ausgestattet, bemiihen sich die
Eisenbahnunternehmen und die Bahnhof sbetreiber nach besten Kréaften, Personen mit
Behinderungen und Personen mit eingeschrankter Mobilitét die Fahrt mit dem Zug
zu ermdglichen.

In einem nicht mit Personal ausgestatteten Bahnhof stellen das
Eisenbahnunternehmen und der Bahnhofsbetreiber sicher, dass unter Beachtung der
in  Artikel 209 Absatiz1 genannten Zugangsregeln leicht zugénghehe
> verflgbare <X] Informationen = — auch in barrierefreien Formaten entsprechend
den Barrierefreiheitsanforderungen der  Richtlinie XXX —<  Uber die
néchstgelegenen mit Personal ausgestatteten Bahnhofe und Uber direkt verflgbare
Hilfeleistungen fir Personen mit Behinderungen oder Personen mit eingeschrankter
Mobilitét angezeigt werden.

(4)

{ neu

Hilfeleistung muss an Bahnhofen zu alen Zeiten erbracht werden, in denen
Eisenbahnverkehrsdienste betrieben werden.

|V 1371/2007/EG (angepasst) |

Artikel 23
Hilfeleistung im Zug

Unbeschadet der Zugangsregeln nach  Artikel 2049 Absatiz1l  haben
Eisenbahnunternehmen  Personen mit Behinderungen und Personen mit
eingeschrankter Mobilitét im Zug und wahrend des Ein- und Aussteigens kostenlos
Hilfe zu leisten.

Ist ein Zug nicht mit Personal ausgestattet, bemihen sich die Eisenbahnunternehmen
nach besten Kréaften, Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschrankter
Mobilitét die Fahrt mit dem Zug zu ermdglichen. <]

Fir die Zwecke dieses Artikels gelten als Hilfeleistung im Zug die Bemuihungen um
Hilfe nach besten Kréften, die einer Person mit einer Behinderung oder einer Person
mit eingeschrénkter Mobilitét geleistet wird, damit diese im Zug Zugang zu
denselben Dienstleistungen hat wie die anderen Fahrgéste, wenn die Person aufgrund
ihrer Behinderung oder der Einschrankung ihrer Mobilitét nicht in der Lage ist, diese
Dienstleistung ohne fremde Hilfe und gefahrlos in Anspruch zu nehmen.
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{ neu

4 Hilfeleistung muss in Zigen zu alen Zeten erbracht werden, in denen
Eisenbahnverkehrsdienste betrieben werden.

WV 1371/2007/EG (angepasst)
= neu

Artikel 24
Meraussetzungen [X> Bedingungen <XI fur das Erbringen von Hilfeleistungen

Die Eisenbahnunternehmen, Bahnhofsbetreiber, Fahrkartenverkaufer und Reiseveranstalter
arbeiten nach Mal3gabe der Artikel 2022 und 2123 und der nachstehenden Buchstaben bei der
Hilfeleistung fur Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschrénkter Mobilitét
nach folgenden V orgaben zusammen:

@ Die Hilfeleistung wird unter der Voraussetzung erbracht, dass der
HilfebedarfHifsbedarf einer Person dem  Eisenbahnunternehmen, dem
Bahnhofsbetreiber oder dem Fahrkartenverkéufer oder dem Reiseveranstalter, bei
dem die Fahrkarte erworben wurde, spatestens 48 Stunden vor dem Zeitpunkt, zu
dem die Hilfeleistung bendtigt wird, gemeldet wurde. Im Falle ener
Mehrfahrtenkarte X> oder Zeitfahrkarte <xI ist eine einzige Meldung ausreichend,
sofern geeignete Informationen Uber den Zeitplan fur die nachfolgenden Fahrten
vorgelegt werden. = Solche Meldungen werden an alle anderen an der Beforderung
der Person beteiligten  Eisenbahnunternehmen  und  Bahnhofsbetreiber
weitergeleitet. <

(b) Die Eisenbahnunternehmen, Bahnhofsbetreiber, Fahrkartenverkaufer  oder
Reiseveranstalter ergreifen alle erforderlichen Mal3nahmen, um Meldungen des
HilfebedarfsHilfsbedarts entgegennehmen zu kdnnen.

(© Ist keine Meldung nach Buchstabea erfolgt, so bemihen sich das
Eisenbahnunternehmen und der Bahnhofsbetreiber nach besten Kréften, die
Hilfeleistung so zu erbringen, dass die Person mit einer Behinderung oder die Person
mit eingeschrankter Mobilitét ihre Reise durchfihren kann.

(d) Unbeschadet der Zusténdigkeiten anderer Einrichtungen fir Bereiche, die aul3erhalb
des Bahnhofsgelandes liegen, legt der Bahnhofsbetreiber oder eine andere befugte
Person Punkte innerhalb und aulRerhalb des Bahnhofs fest, an denen Personen mit
Behinderungen und Personen mit eingeschrankter Mobilitdt ihre Ankunft am
Bahnhof melden [X> bekannt machen <xXI und gegebenenfalls Hilfe anfordern
konnen.

(e Eine Hilfeleistung wird dann erbracht, wenn die Person mit einer Behinderung oder
die Person mit eingeschrankter Mobilitdt sich zu dem von dem die Hilfeleistung
erbringenden Eisenbahnunternehmen oder Bahnhofsbetreiber festgelegten Zeitpunkt
an dem festgelegten Ort einfindet. Der festgelegte Zeitpunkt darf héchstens
60 Minuten vor der fahrplanmaliigen Abfahrtzeit oder vor dem Zeitpunkt liegen, zu
dem ale Fahrgaste ersucht werden, anwesend zu sein. Wenn kein Zeitpunkt
festgelegt wurde, zu dem die Person mit einer Behinderung oder die Person mit
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1)

eingeschrankter Mobilitdt sich einfinden soll, hat sich diese spétestens 30 Minuten
vor der fahrplanméfdigen Abfahrtzeit oder vor dem Zeitpunkt, zu dem alle Fahrgaste
ersucht werden, anwesend zu sein, an dem festgel egten Ort einzufinden.

Artikel 25

Entschadigung fur Mobilitéatshilfen, edes sonstige spezielle Ausr iistungen X> oder

Hilfsmittel <X

H%el% IZ>Verur%chen <ZI Elsenbahnunternehmen > und Bahnhofsbetreiber <X
X> den X1 Verl ust oder d|e Beschadlgung von
@ Rollstuhlen anderen Xl Mobllltatshllfen oder s
> Hilfsmitteln <XI = und von Begleithunden <=, die von Personen mit
Behmderungen und Personen mit eingeschrankter |\/|0bl|ltaI verwendet werden, so

rgsebergrenze = haften sie fir diese Verluste oder Beschadigungen
und leisten dafur Schadensersatz <.

onctiaon chne ollon N - - aYalala

)

©)

¥ neu \

Die Entschadigung gemal3 Absatz 1 muss dem Wiederbeschaffungswert oder den
Reparaturkosten der verloren gegangenen oder beschadigten Ausrlistungen oder
Hilfsmittel entsprechen.

Soweit notwendig, bemuhen sich Eisenbahnunternehmen und Bahnhofsbetreiber
nach besten Kréften darum, fur spezielle Ausristungen oder Hilfsmittel schnell
vorubergehenden Ersatz zu beschaffen, der soweit moglich die gleichen technischen
oder funktionellen Merkmale wie die verloren gegangenen oder beschadigten
aufweist. Der Person mit einer Behinderung oder der Person mit eingeschrankter
Mobilitét wird gestattet, die als voribergehenden Ersatz tiberlassenen Ausriistungen
oder Hilfsmittel bis zur Auszahlung der in den Absitzen1l und2 genannten
Entschédigung zu behalten.

Artikel 26
Schulung des Personals

Ei senbahnunternehmen und Bahnhof sbetreiber

@

(b)

(©

stellen sicher, dass dem gesamten Personal, einschliefdlich des bei anderen
durchfiihrenden Parteien beschéftigten Personals, das Menschen mit Behinderungen
und Menschen mit eingeschrankter Mobilitét direkte Hilfe leistet, bekannt ist, wie
auf die Bedirfnisse von Personen mit Behinderungen und Personen mit
eingeschrankter Mobilitdt, auch jenen mit geistigen und intellektuellen
Beeintrachtigungen, einzugehen ist;

fuhren Schulungen zur Sensibilisierung des gesamten Personals, das am Bahnhof
beschéftigt ist und direkt mit den Reisenden zu tun hat, fir die Bedirfnisse von
Personen mit Behinderungen durch;

stellen sicher, dass alle neuen Beschéftigten bei der Einstellung in Behindertenfragen
geschult werden und dass das Personal regel méaliig Auffrischungskurse besucht;
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(d) genehmigen auf Antrag die Teilnahme von Beschéftigten mit Behinderungen, von
Fahrgasten mit Behinderungen und mit eingeschrénkter Mobilitdt sowie von
Verbanden, die diese vertreten, an den Schulungen.

|\ 1371/2007/EG |
KAPITEL VI

SICHERHEIT, BESCHWERDEN UND QUALITAT DER
VERKEHRSDIENSTE

Artikel 2627
Per sonliche Sicherheit der Fahrgaste

Im Einvernehmen mit den staatlichen Stellen ergreifen das Eisenbahnunternehmen, der
Betrelber der Infrastruktur und der Bahnhofsbetreiber in  ihrem  jeweiligen
Zustandigkeitsbereich geeignete Mal3nahmen, um die personliche Sicherheit der Fahrgéste in
den Bahnhéfen und in den Ziigen zu gewéhrleisten und Risikomanagement zu betreiben, und
passen diese Mal3nahmen an das von den staatlichen Stellen festgelegte Sicherheitsniveau an.
Sie arbeiten zusammen und tauschen Informationen Uber bewdhrte Verfahren zur
Verhinderung von Handlungen aus, die das Sicherheitsniveau beeintrachtigen konnen.

WV 1371/2007/EG (angepasst)
= neu

Artikel 2228
Beschwerden

(1) > Alle X1 Bie Eisenbahnunternehmen =, Fahrkartenverkaufer, Bahnhofsbetreiber
und Infrastrukturbetreiber von Bahnhofen mit im Jahresdurchschnitt mehr as
10000 Fahrgasten pro Tag < richten X jewells&Xl en Verfahren zur
Beschwerdebearbeitung im Zusammenhang mit den in dieser Verordnung
festgelegten Rechten und Pflichten = in ihrem jeweiligen Zusténdigkeitsbereich <
ein. Sie machen den Fahrgasten in weitem Umfang bekannt, wie diese mit dex
B> ihrer X1 Beschwerdestelle in Verbindung treten kénnen und welche Sprachen
ihre Arbeitssprachen sind.

(2 Der Fahrgast kann seine Beschwerde bei jedem beteiligten Eisenbahnunternehmen
=, Fahrkartenverkdufer, Bahnhofsbetreiber oder Infrastrukturbetreiber <
einreichen. = Beschwerden missen innerhalb von sechs Monaten nach dem Vorfall,
auf den sich die Beschwerde bezieht, eingereicht werden. << Der Adressat der
Beschwerde gibt innerhalb eines Monats X> nach Eingang der Beschwerde <X] eine
mit Grinden versehene Antwort oder teilt — in begriindeten Féllen — dem Fahrgast
mit, wann innerhalb eines Zeitraums von hochstens drei Monaten ab dem Tag = des
Eingangs der << Beschwerde wergebrachi=wdrde; mit einer Antwort zu rechnen ist.
= Eisenbahnunternehmen, Fahrkartenverkaufer, Bahnhofsbetreiber und
Infrastrukturbetreiber bewahren die zur Prifung der Beschwerde erforderlichen
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Daten Uber den Vorfall zwei Jahre lang auf und stellen sie den nationalen
Durchsetzungsstellen auf Anfrage zur Verfligung. <

©)

| 8 neu |

Die Einzelheiten des Beschwerdeverfahrens mussen Personen mit Behinderungen
und Personen mit eingeschrankter Mobilitét barrierefrei zuganglich sein.

(34)

(1)

(2)

)

WV 1371/2007/EG (angepasst)
= nheu

Das Eisenbahnunternehmen verdffentlicht in seinem in Artikel 2928 genannten
jahrlichen Geschéftsbericht die Zahl und die Art der eingegangenen und der
bearbeiteten  Beschwerden, die Beantwortungsdauer und  durchgefihrte
Abhilfemal3nahmen.

Artikel 2829
Dienstqualitatsnor men

Die Eisenbahnunternehmen = und Bahnhofsbetreiber & X stellen <X1 legen
Dienstqualitatsnormen > auf <X] fest und wenden ein Qualitdtsmanagementsystem
zur Aufrechterhaltung der Dienstqualitdt an. Die Dienstqualitdtsnormen haben
mindestens die in Anhang |11 aufgefihrten Bereiche abzudecken.

Die Eisenbahnunternehmen = und Bahnhofsbetreiber < Uberwachen die eigene
Leistung anhand der Dienstqualitdtsnormen. Die Eisenbahnunternehmen
veroffentlichen jahrlich zusammen mit ihrem Geschéftsbericht einen Bericht Uber die
erreichte Dienstqualitét.x> Die Eisenbahnunternehmen verdffentlichen <1 Bdie
Berlchte Uber die Dlenstqualltat smel auf > ihrer Website <X] dentaternetseiten-der

rehen. Sie BieseBeriehte werden ferner Uber die
Webste%ﬁet%&e der EH@%@H Eisenbahnagentur [X> der Européaischen
Union <XI zuganglich gemacht.

KAPITEL VII

INFORMATION UND DURCHSETZUNG

Artikel 2930
Information der Fahrgaste Uber ihre Rechte

Beim Verkauf von Eisenbahnfahrkarten informieren Eisenbahnunternehmen,
Bahnhofsbetreiber = , Fahrkartenverkaufer < und Reiseveranstalter die Fahrgaste
Uber ihre aus dieser Verordnung erwachsenden Rechte und Pflichten. Um dieser
Informatlonspfllcht nachzukommen konnen i
Her X> se<X] ene Zummmfmng der
Bestlmmungen dl@er Verordnung verwenden die die Kommission in allen
Amtssprachen der , Union erstellt und ihnen zur Verfligung
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stellt. = Zusétzlich weisen sie auf der Fahrkarte, entweder auf Papier oder in
elektronischem Format, oder in anderer Form — auch in fir Personen mit
Behinderungen und Personen mit eingeschrénkter Mobilitdt zugénglichen Formaten
gemald den Anforderungen der Richtlinie XXX — darauf hin. Der Hinweis enthalt
Angaben, wo im Fall von Ausfédllen, verpassten Anschlissen oder grof3en
Verspatungen Informationen erhdtlich sind. <

(2 Eisenbahnunternehmen und Bahnhofsbetreiber unterrichten die Fahrgéaste im
Bahnhof und im Zug angemessen = — auch in barrierefreien Formaten entsprechend
den Barrierefreiheitsanforderungen der Richtlinie XXX — ¢ = Uber ihre aus dieser
Verordnung erwachsenden Rechte und Pflichten und <= Uber die Kontaktdaten der
gemal3 Artikel 3831 von den Mitgliedstaaten benannten Stelle oder Stellen.

Artikel 3931
X> Benennung nationaler <XI Barehsetzung O Durchsetzungsstellen <1

£} Jeder Mitgliedstaat benennt eine oder mehrere fir die Durchsetzung dieser Verordnung
zusténdige Stellen. Jede dieser Stellen ergreift die notwendigen Mal3nahmen, um
sicherzustellen, dass die Rechte der Fahrgéste gewahrt werden.

Jede Stelle ist in Aufbau, Finanzierung, Rechtsstruktur und Entscheidungsfindung von den
Betreibern der Infrastruktur, den Entgelt erhebenden Stellen, den Zuweisungsstellen und den
Eisenbahnunternehmen unabhéngig.

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die gemal3 diesem Adssatz Artikel benannte Stelle

oder benannten Stellen und ihre jeweiligen Zustandigkeiten mit.

I neu

Artikel 32
Dur chsetzungsaufgaben

D Die nationalen Durchsetzungsstellen Uberwachen die Einhaltung dieser Verordnung
und ergreifen die zur Wahrung der Fahrgastrechte erforderlichen Mal3nahmen. Zu
diesem Zweck stellen die Eisenbahnunternehmen, Bahnhofsbetreiber und
Infrastrukturbetreiber diesen Stellen auf Anfrage alle einschlégigen Unterlagen und
Informationen zur Verflgung. Bel der Wahrnehmung ihrer Aufgaben
berticksichtigen diese Stellen auch die Informationen, die ihnen von der nach
Artikel 33 zur Beschwerdebearbeitung benannten Stelle tGbermittelt werden, sofern
es sch um ene andere Stelle handelt. Sie  konnen auch  Uber
Durchsetzungsmal3nahmen aufgrund von Einzelbeschwerden, die von einer solchen
Stelle Gbermittelt werden, entscheiden.

() Jedes Jahr, bis spéatestens Ende April des folgenden Kalenderjahres, vertffentlichen
die nationalen Durchsetzungsstellen Statistiken Uber ihre Tétigkeit, auch mit
Angaben Uber verhangte Sanktionen.

47

DE



©)

(1)

)

©)

(4)

©®)

(6)

Die Eisenbahnunternehmen teilen der bzw. den nationalen Durchsetzungsstellen der
Mitgliedstaaten, in denen Sie tétig sind, ihre Kontaktdaten mit.

Artikel 33
Beschwer debear beitung dur ch die nationalen Dur chsetzungsstellen

Unbeschadet der Rechte der Verbraucher, aternative Rechtsmittel gemald der
Richtlinie 2013/11/EU des Europaischen Parlaments und des Rates” in Anspruch zu
nehmen, muss der Fahrgast Beschwerde bel einer Durchsetzungsstelle einlegen,
nachdem er seine Beschwerde nach Artikel 28 beim Eisenbahnunternehmen,
Fahrkartenverkdufer, Bahnhofsbetreiber oder Infrastrukturbetreiber eingereicht hat.
Die Durchsetzungsstellen klaren die Beschwerdefiihrer Uber ihr Recht auf,
Beschwerde bel einer aternativen Streitbeilegungsstelle einzulegen, um
individuellen Rechtsschutz zu suchen.

Jeder Fahrgast kann bei der nationalen Durchsetzungsstelle oder jeder anderen von
einem Mitgliedstaat zu diesem Zweck benannten Stelle Beschwerde Uber einen
mutmal3lichen Verstol3 gegen diese Verordnung einreichen.

Die Stelle bestdtigt den Erhalt der Beschwerde innerhalb von zwei Wochen nach
deren Eingang. Das Beschwerdeverfahren darf hochstens drei Monate dauern. In
komplizierten Fallen kann die Stelle nach eigenem Ermessen diese Dauer auf sechs
Monate verlangern. In diesem Fall unterrichtet sie die Fahrgaste tiber die Grinde der
Verlangerung und die voraussichtlich benttigte Zeit bis zum Abschluss des
Verfahrens. Nur Verfahren, die ein Gerichtsverfahren umfassen, durfen langer as
sechs Monate dauern. Ist die Stelle gleichzeitig auch ene alternative
Streitbeilegungsstelle gemald der Richtlinie 2013/11/EU, so geht die in der Richtlinie
festgelegte Frist vor.

Das Beschwerdeverfahren muss fir Personen mit Behinderungen und Personen mit
eingeschrankter Mobilitét barrierefrei zuganglich sein.

Beschwerden von Fahrgésten tber einen Vorfall, an dem ein Eisenbahnunternehmen
beteiligt ist, werden von der nationalen Durchsetzungsstelle des Mitgliedstaats
bearbeitet, der dem betreffenden Eisenbahnunternehmen die Genehmigung erteilt
hat.

Bezieht sich ene Beschwerde auf mutmaldliche VerstdfRe durch einen
Bahnhofsbetrelber  oder  Infrastrukturbetreiber, so ist die nationale
Durchsetzungsstelle des Mitgliedstaats zustandig, in dessen Hoheitsgebiet sich der
Vorfall ereignet hat.

Im Rahmen der Zusammenarbeit nach Artikel 34 konnen die nationalen
Durchsetzungsstellen von den Absdtzen 4 oder 5 abweichen, wenn dies aus
gerechtfertigten Grunden, insbesondere aufgrund der Sprache oder des Wohnsitzes,
im Interesse des Fahrgastes liegt.

% Richtlinie 2013/11/EU des Européischen Parlaments und des Rates vom 21. Mai 2013 iiber die alternative

DE

Beilegung verbraucherrechtlicher Streitigkeiten und zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 und
der Richtlinie 2009/22/EG (ABI. L 165 vom 18.6.2013, S. 14).
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WV 1371/2007/EG (angepasst)
= neu

Artikel 3134

X> Infor mationsaustausch und grenziber schreitende <X1 Zusammenar beit gee zwischen

den X> nationalen X1 Durchsetzungsstellen

)

| 3 neu

Werden unterschiedliche Stellen gemal3 den Artikeln 31 und 33 benannt, so wird ein
Berichterstattungsmechanismus fir den Informationsaustausch zwischen diesen
Stellen gemal der Verordnung (EU) 2016/679 eingerichtet, um den nationalen
Durchsetzungsstellen die Wahrnehmung ihrer Aufsichts- und
Durchsetzungsaufgaben zu erleichtern und damit die nach Artikel 33 benannte
Beschwerdestelle die Informationen einholen kann, die sie fur die Prifung von
Einzelbeschwerden bendtigt.

= (3)

WV 1371/2007/EG (angepasst)
= neu

Die ia-A#ike30-genannten X nationalen X1 Durchsetzungsstellen tauschen X> zu
K oordinierungszwecken <x] Informationen Uber ihre Arbeit und
Entschadungsgrund%tze und praktl ken aus—um '

. Die Kommission unterstutzt sie be| dleser

Aufgabe

Die nationalen Durchsetzungsstellen wenden das in Anhang 1V festgelegte Verfahren
an. <&

1)

WV 1371/2007/EG (angepasst)
= neu

KAPITEL VIII

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 3235
Sanktionen

Die Mitgliedstaaten legen fur VerstofRe gegen diese Verordnung Sanktionen fest und
treffen die zu ihrer Anwendung erforderlichen Mal3nahmen. Die Sanktionen miissen
wirksam, verhdtnismallig und abschreckend sein. Die Mitgliedstaaten teilen der
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Kommission diese Vorschriften und Mal3nahmen bis—zum—3-uri—2010 mit und
melden ihr spétere Anderungen unverziiglich.

= (2) Im Rahmen der Zusammenarbeit nach Artikel 34 untersucht die fir die Zwecke des
Artikels 33 Absétze 4 oder 5 zustandige nationale Durchsetzungsstelle auf Ersuchen
der nationalen Durchsetzungsstelle, die die Beschwerde bearbeitet, den von dieser
Stelle festgestellten Versto? gegen diese Verordnung und  verhangt
erforderlichenfalls Sanktionen. <

Artikel 3436
X> Befugnisiibertragung <1

= Der Kommission wird die Befugnis Ubertragen, gemaid Artikel 37 delegierte Rechtsakte zu
erlassen, um <

= i) inflationsbedingte Anpassungen der in Artikel 13 genannten Betrage
vorzunehmen; <

= ii) zur Berticksichtigung von Anderungen der einheitlichen Rechtsvorschriften der
CIV und der technischen Entwicklungen auf diesem Gebiet die Anhangel, |1
und Il zu @ndern. <

\llneu

Artikel 37
Ausiibung der Befugnisiibertragung

D Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kommission unter den in
diesem Artikel festgel egten Bedingungen tbertragen.

(2 Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte geméald Artikel 36 wird der
Kommission fur einen Zeitraum von funf Jahren ab [dem Datum des Inkrafttretens
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dieser Verordnung] Ubertragen. Die Kommission erstellt spétestens neun Monate vor
Ablauf des Zeitraums von finf Jahren einen Bericht Uber die Befugnisiibertragung.
Die Befugnisiubertragung verlangert sich stillschweigend um Zeitrdume gleicher
Léange, es sai denn, das Europaische Parlament oder der Rat widersprechen einer
solchen Verlangerung spétestens drei Monate vor Ablauf desjeweiligen Zeitraums.

(©)) Die Befugnistibertragung kann vom Européischen Parlament oder vom Rat jederzeit
widerrufen werden. Der Beschluss tiber den Widerruf beendet die Ubertragung der in
diesem Beschluss angegebenen Befugnis. Er wird am Tag nach seiner
Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union oder zu einem darin
angegebenen spédteren Zeitpunkt wirksam. Die Giultigkeit von delegierten
Rechtsakten, die bereits in Kraft sind, wird von dem Beschluss Uber den Widerruf
nicht berthrt.

(4) Vor dem Erlass eines delegierten Rechtsakts konsultiert die Kommission die von den
einzelnen Mitgliedstaaten benannten Sachverstandigen im Einklang mit den in der
Interinstitutionellen Vereinbarung vom 13. April 2016 iiber bessere Rechtsetzung®
niedergel egten Grundsatzen.

5) Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erléasst, Ubermittelt sie ihn
gleichzeitig dem Europaischen Parlament und dem Rat.

(6) Ein delegierter Rechtsakt, der gemald diesem Artikel erlassen wurde, tritt nur in
Kraft, wenn weder das Europaische Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von
zwei Monaten nach Ubermittlung dieses Rechtsakts an das Européische Parlament
und den Rat Einwande erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist das
Europaische Parlament und der Rat beide der Kommission mitgeteilt haben, dass sie
keine Einwande erheben werden. Auf Initiative des Européischen Parlaments oder
des Rates wird diese Frist um zwel Monate verlangert.

WV 1371/2007/EG (angepasst)
= neu

Artikel 3638
Berichterstattung

Die Kommission erstattet dem Européischen Parlament und dem Rat = [funf Jahre nach dem
Erlass dieser Verordnung] & bis—zum—3-Dezember—2012 (ber die Durchfuhrung der

2L |nterinstitutionelle Vereinbarung zwischen dem Europaischen Parlament, dem Rat der Européischen Union
und der Européischen Kommission tiber bessere Rechtsetzung (ABI. L 123 vom 12.5.2016, S. 1).
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Verordnung und deren Ergebnisse—iasbessndere—beziighich—der—b! Fenstga HdtsAorrmen

Bericht.

Dem Bericht werden die gemal dieser Verordnung sews
OHAA0/EWGS erteilten Informationen zugrunde gelegt. Erforderllchenfalls Werden dem
Bericht geeignete V orschlége beigefiigt.

| 3 neu

Artikel 39
Aufhebung
Die Verordnung (EG) Nr. 1371/2007 wird aufgehoben.

Bezugnahmen auf die aufgehobene Verordnung gelten als Bezugnahmen auf die vorliegende
Verordnung und sind gemal3 der Entsprechungstabelle in Anhang V zu lesen.

|V 1371/2007/EG (angepasst) |

Artikel 37240
I nkrafttreten

Diese Verordnung tritt B> am zwanzigsten Tag <X 24-Menrate nach ihrer Veroffentlichung
im Amtsblatt der Européischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Brissal am

Im Namen des Européischen Parlaments  Im Namen des Rates
Der Préasident Der Prasident

52

DE



	1. KONTEXT DES VORSCHLAGS
	1.1. Gründe und Ziele des Vorschlags
	1.2. Kohärenz mit den bestehenden Vorschriften in diesem Bereich
	1.3. Kohärenz mit der Politik der Union in anderen Bereichen

	2. RECHTSGRUNDLAGE, SUBSIDIARITÄT UND VERHÄLTNISMÄSSIGKEIT
	2.1. Rechtsgrundlage
	2.2. Subsidiarität (bei nicht ausschließlicher Zuständigkeit)
	2.3. Verhältnismäßigkeit
	2.4. Wahl des Instruments

	3. ERGEBNISSE DER EX-POST-BEWERTUNG, DER KONSULTATION DER INTERESSENTRÄGER UND DER FOLGENABSCHÄTZUNG
	3.1. Ex-post-Bewertung/Eignungsprüfungen bestehender Rechtsvorschriften
	3.2. Konsultation der Interessenträger
	3.2.1. Offene öffentliche Konsultation
	3.2.2. Gezielte Konsultationen
	3.2.3. Analyse der Ergebnisse vor dem Hintergrund der festgestellten Hauptprobleme
	3.2.3.1. Aufklärung und Information rund um Fahrgastrechte
	3.2.3.2. Ausnahmen
	3.2.3.3. Hilfeleistung für Personen mit Behinderungen und Personen mit eingeschränkter Mobilität
	3.2.3.4. Aufgaben der nationalen Durchsetzungsstellen und Durchsetzung
	3.2.3.5. Fahrkarten
	3.2.3.6. Höhere Gewalt


	3.3. Einholung und Nutzung von Expertenwissen
	3.4. Folgenabschätzung
	3.4.1. Fragen im Zusammenhang mit der wirtschaftlichen Analyse
	3.4.2. Themenspezifische Analyse der Optionen, differenziert nach wesentlichen und nachrangigen Fragen

	3.5. Grundrechte

	4. AUSWIRKUNGEN AUF DEN HAUSHALT
	5. WEITERE ANGABEN
	5.1. Durchführungspläne sowie Monitoring-, Bewertungs- und Berichterstattungsmodalitäten

	Kapitel I
	Allgemeines
	Kapitel II
	Beförderungsvertrag, Informationen und Fahrkarten
	KAPITEL III
	HAFTUNG VON EISENBAHNUNTERNEHMEN FÜR FAHRGÄSTE UND DEREN GEPÄCK
	KAPITEL IV
	VERSPÄTUNGEN, VERPASSTE ANSCHLÜSSE UND ZUGAUSFÄLLE
	KAPITEL V
	PERSONEN MIT BEHINDERUNGEN UND PERSONEN MIT EINGESCHRÄNKTER MOBILITÄT
	KAPITEL VI
	SICHERHEIT, BESCHWERDEN UND QUALITÄT DER VERKEHRSDIENSTE
	KAPITEL VII
	INFORMATION UND DURCHSETZUNG
	KAPITEL VIII
	SCHLUSSBESTIMMUNGEN

